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Die Rote Armee
in raſchem Vormarſch auf Warſchau!

Der Vormarſch der ruſſiſchen Roten Armee iſt unaufhaltſam.
Der Polen hat ſich jetzt eine Panikſtimmung bemächtigt, ſie fühlen
und wiſſen, daß ihr militäriſches Gebäude zuſammenbricht. Die
polniſchen Streitkräfte weichen überall zurück und leiſten an ein
elnen Orten kaum noch Widerſtand. Die ruſſiſchen Sowjettruppen

Grodno beſetzt. Die Stadt in durch Kavallerie ein
genommen worden. Die Polen flüchten, ohne ſo ſagt die Mel-
dung irgendwie ernſthaften Widerſtand zu leiſten. Grodno

liegt nur etwa 75 Kilometer von der oſtpreußiſchen Grenze ent
fernt.

Auch der Vorſtoß auf Warſchau macht Fortſchritte. Eine
Meldung beſagt: Jn Warſchau vernimmt man ſeit einigen Tagen
den Geſchützdonner von der Front. Die Lage in der Stadt

iſt beunruhigend. Es treffen ſehr viele Verwundetenzüge ein, drei
Viertel der Schulen werden zu Lazarettzwecken eingerichtet. Die
Ruſſen ſtehen nur noch etwa 175 Kilometer von Warſchau ent

fernt.
An der rumäniſchen Front geht der Vormarſch ebenfalls

weiter. Nach einem Telegramm aus Belgrad haben die bolſche-
wiſtiſchen Truppen die rumäniſche Grenze in Beßara-
bien überſchritten und rücken nach dem Jnnern des Landes

Die Ziele der Sowjetregierung?
Aus den Tatſachen geht klar hervor, daß die Sowjetregierung

das Waffenſtillſtandsgeſuch der Entente abgelehnt hat. Aus
Moskau kommen Meldungen, wonach ein Bericht der Pravda
beſage, daß Lenin in einer Rede in Moskau erklärte, der Vor
marſch der Ruſſen ſei nicht mehr aufzuhalten. Der BVolſchewis-
mus werde ſich jetzt über ganz Mittel und Weſtenuropa anusbreiten.
Jn den eroberten polniſchen Städten habe die Bewohnerſchaft die
Roten Truppen mit Begeiſterung begrüßt. Der ruſſiſche Außen-
miniſter Tſchitſcherin erklärte, es ſei für die Wiederaufrich-
tung des alten Rußlands nötig, mit Deutſchland eine gemeinſame
Grenze zu haben. Die Offenſive gegen Polen werde nur dann
ihr Ende finden, wenn dieſes Ziel erreicht ſei.

Ob dieſe Angaben ſtimmen, iſt zweifelhaft. Anſcheinend iſt aber
Stimmungs mache dabei, denn die deutſchen kapitaliſti-
ſchen Kräfte haben jetzt ein Jntereſſe daran, die „Bolſche-
wiſtengefahr“ blutrot an die Wand zu malen, um dann die
Beibehaltung von 200 000 deutſchen Söldnern fördern zu können.
Die erſten Schritte dazu hat man bereits im Reich stagsaus-
ſchuß für Auswärtige Angelegenheiten getan. Die
Deutſchnationalen ſcheuen ſich nicht, die Nichterfüllung des Ab-
kommens in Spa anzudeuten.

Und die deutſche Regierung? Sie hat bereits „ſorg-
fältige Maßnahmen“ gegen die „Bolſchewiſtengefahr“ ge-
troffen. Eine Meldung beſagt:

Berlin, 21. Juli. Jm Reichstagsausſchuß für auswärtige
Angelegenheiten beſprach der ſozialdemokratiſche Abgeordnete
Bernſtein das Vorrücken der Bolſchewiſten in Polen. Er wies
auf die Möglichkeit hin, daß ſich dann, ähnlich wie es im Baltikum
geſchehen ſei, marodierende Banden bilden, die dann auch die
Sicherheit unſerer eigenen deutſchen Grenz bevölkerung gefährden
könnten. Der Miniſter des Aeußern Dr. Simons erwiderte,
daß in der Tat die bolſchewiſtiſche Armee nur wenige Tages

(märſche von der deutſchen Grenze entfernt ſei. Deutſchland habe
ſeine volle Neutralität in dem ruſſiſch-polniſchen Kriege er
klärt und für den Schutz der Grenzbevölkerung gegen die vom Ab-
geordneten Bernſtein angedeuteten Gefahren ſeien bereits ſorg
fältige Maßnahmen getroffen worden.

Daß dieſe Maßnahmen in Truppenzuſammenziehun-
gen beſtehen, iſt klar.

Die engliſche Regierung hat noch Rußland eine Antwortnote
geſandt, in der es heißt: Wenn die Bolſchewiſten in Polen ein
dringen, ſo werden die Verhandlungen über die Aufnahme der
Handelsbeziehungen abgebrochen werden. Jm Falle ver Ablehnung
des Waffenſtillſtandes würden die Alliierten den Polen mit allen
zur Verfügung ſtehenden Kräften helfen.

Inzwiſchen wollen auch die Randſtaaten nichts von der engliſchen
Vermittlung wiſſen. Die Regierungen von Finnl and,
Litauen und Lettland haben die Einladung zur Teilnahme
an der Friedenskonferenz in London abgelehnt.

Die engliſche Regierung hat nach Rußland eine Antwortnote
Ziele in bezug auf Polen darlegt.

Reichstags Ohnmacht.
Der Vorwärts hatte bittere Beſchwerde darüber geführt, daß die

Reichsregierung über die Verhandlungen in Spa dem Reichswirt
ſchaftsrat früher Bericht zu erſtatten beabſichtigt als dem Reichstag.
Auch das Verliner Tageblatt und andere Zeitungen waren dieſer
Kritik beigetreten, die inſofern berechtigt iſt, als der augenblicdkliche
Reichswittſchaftsrat ein völlig willkürlich und unkontrollierbar zu
ſammengepreßtes Gebilde darſtellt, in dem Großinduſtrie und
Großfinangz dominieren.An ſich hätten wir keine Veranlaſſung genommen. uns in den
Streit einzumiſchen, da es ſicherlich furchtbar wo
ein Mitglied der deutſchen Spa Delegakion zuerſt längſt bekannte
Geſchichten, an denen doch nichts geändert werden kann noch ein
mal zum veſten gibt im Reichstag, im Reichowirtſchaftsrat oder
am Stainmtlſch in Burtehnde. Indes berührt Georg wernhard in
der Voſſiſchen Jeitung eine andere Seite der Angelegenheit die
niedl ich genng ſ. wn ſie noch einmal hervorzuheben. Bernhard, der
durchaus für eine Bevorzugung des Reichewirtſchaftsrates eintritt,

unt.
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„Daß über die Verhandlungen von Spa, deren Grundlagen
ganz weſentlich wirtſchaftlicher Natur ſind, der Reichswirtſchafts-
rat ſich früher als der Reichstag äußert, iſt an und für ſich durch-
aus richtig. Wenn das „in Reichstagskreiſen Vefremden erregt“,
ſo hätten dieſe Kreiſe doch dafür ſorgen ſollen, daß der Reichstag
früher als zum 28. Juli zuſammenberuſen wird. Dieſer Reichs-
tag ſcheint aber den Ehrgeiz zu haben, ſich würdig dem Kriegs-
reichstag unſeligen Angedenkens anzureihen, der immer dann,
wenn Deutſchland in höchſter Not lebte, nicht verſammelt war
oder möglichſt ſchnell auseinander lief. Mitglieder eines Reichs-
tages, der ſo ſehr ſeine Pflicht verſäumt, daß er nicht einmal den
Wunſch hat. ſo ſchnell wie möglich Aufſchluß über Spa zu be-
kommen, ſollten ſich doch nicht über die pflichttrene Handlungs-
weiſe anderer parlamentariſcher Körperſchaften aufregen.“

Bernhard hat zweifellos mit ſeiner Kritik des Reichstags nicht
unrecht. Ein Parlament, das auseinanderläuft, weil einige Reichs-
miniſter außer Landes ſind, verdient eben keine andere Behandlung
als die einer Nebenſächlichkeit.

Auch die Zentrums- Germania ſeufzt über die Zurückſetzung des
Reichstags. Aber das wundert uns nicht. Eine bürgerlich-kapita-
liſtiſche Regierung hat immer die Tendenz, die Volksvertretung
möglichſt machtlos zu erhalten, ſich ſelbſt aber als ausſchlaggebenden
Machtfaktor herauszuheben. Die Regierung beſorgt eben die Ge-
ſchäfte des Kapitalismus und der beſitzenden Klaſſen, da kann die
Volksvertretung manchmal unbequem werden.

Die USP. erblickt im Parlamentarismus nicht das Götterideal,
ſondern für uns iſt der Reichstag in der Hauptſache eine Tribüne
für Aufklärung. Unſer Wirken im Parlament wird getrieben und
beſtimmt von unſerem großen Ziele: Machtgewinnung für
die Arbeiterklaſſe bis daß ſie ſelbſt die volitiſche Macht
in die ſtarken Hände nehmen kann. Dann organiſieren wir den
politiſchen Organiſationsaufban auf den Schultern des Prole-
tariats und der wird anders ausſehen als das ſchwächliche,
auf Stimmzettelhanfen errichtete Gebilde „Reichstag“.

Zuſammentritt des Reichstages.
Berlin, 21. Juli. Der Aelteſtenrat des Reichstages trat
heute mittag um 1 Uhr zuſammen und beſchloß mit Rückſicht auf
die Wichtigkeit der in Spa getroffenen Entſcheidungen den Reichs
tag ſtatt, wie in Ausſicht genommen, am 28., bereits am Mon-
tag, den 26. Juli, zuſammentreten zu laſſen. Die Sitzung ſoll
nachmittags 5 Uhr beginnen. Auf der Tagesordnung ſtehen die
Wiederholung der Präſidentenwahl, Entgegennahme von Berichten
des Reichskanzlers und des Miniſters des Auswärtigen über Spa,
außerdem kleine Vorlagen. Es iſt beabſichtigt, die Beſprechung
dann Dienstag mittag 1 Uhr zu beginnen. Man hofft, daß das
de lage Arbeitsprogramm bis Anfang Auguſt bewältigt wer-
den kann.

Selbſtandige Räteorganſſation.
Von Wilhelm Koenen.

Jn einer Reihe wichtiger Jnduſtriegebiete haben ſich unſere Ge
noſſen bereits für die Aufrechter haltung der ſelb-
ſtändigen Räteorganiſationen entſchloſſen eingeſetzt.
Neben der neuen klaren Entſcheidung der Parteifunktionäre für
den wichtigen Wirtſchaftsbezirk Groß- Berlin liegen in
gleichem Sinne bereits Beſchlüſſe aus dem mitteldeutſchen
Jnduſtrierevier, aus dem rheiniſch- weſtfäliſchen
Gebiet, aus Oberſchleſien, dem Senftenberger Re-
vier, Hamburg und anderen Orten vor. Es ſind das durchweg
Wirtſchaftsbezirke von überragender Bedeutung, in denen bisher
das Proletariat ſeiner Macht ſchon durch ſelbſtändige Betriebs-
räte-Bewegungen Ausdruck gegeben hatte.

Die Tatſachen des letzten Jahres haben in den genannten Be-
zirken auch die jetzt umgehende Behauptung ſchon im voraus Lügen
geſtraft, daß etwa die Gewerkſchaften oder, wie manche gar. ſagen,
die Revolutionierung der Gewerkſchaften durch eine ſelbſtändige
Betriebsräte-Bewegung Schaden leiden könnte. Jm Gegenteil,
gerade in den Bezirken, in denen das Proletariat ſich dieſe neue
Machtpoſition der Betriebsräte ſchon vor der geſetzlichen Regelung
geſchaffen hatte, ſind die GewerkſchaftsOrganiſationen außer-
gewöhnlich ſtark und auch ihre Revolutionierung iſt
gerade dort erfreulich vorgeſchritten. Und ſo wird es immer ſein,
denn das iſt vorab ganz ſelbſtverſtändlich, daß jeder einzelne Be
triebsrat mit aller Kraft für die Organiſierung der
Arbeiter und Angeſtellten wirken wird, da ſich die Be
triebsräte von der erſten Stunde ihres Beſtehens an ſofort darüber
im klaren ſein werden, daß mit dem Anwachſen der Zahl der ge-
werkſchaftlich organiſierten Mitglieder in ihrem Betriebe jeweils
die Standfeſtigkeit des Betriebsrates zunehmen wird.

Nebenher iſt bemerkenswert, daß ſeit mehr als Jahresfriſt in
zwei weſentlichen Gebieten Deutſchlands rechtlich geſicherte Be
triebsräte mit ſelbſtändigem Aufbau beſtanden haben, ohne daß
die Gewerkſchaften dort den geringften Schaden davon gehabt
hätten, wie man es jetzt ſo gern Uneingeweihten glauben machen
möchte. So beſtehen in Bauern ſeit dem Frühjahr 1919 Be-
triebsräte mit rechtlich umgrenzten Funktionen, und dieſe Betriebs-
räte haben in den wichtigſten Städten Bayerns neben den Ge-
werkſchaften ihre durchaus ſelbſtändigen Betriebsräte Vereini-
gungen bisher ſchon gehabt
und vorwärts kamen. Jm Anſchluß an das für den Bezirk
Halle- Erfurt geltende Weimarer Abkommen ſind außerdem
in Anhalt, Altenburg und anderen thüringiſchen Klein-
ſtaaten ziemlich gleichlautende Verordnungen über die Betriebsräte
ſchon im Frühjahr 1919 erſchienen. Und auch in dieſem zuſammen-
hängenden Gebiet mit rechtlich fundierten Betriebsräten hat deren
ſelbſtändiger Aufbau den Gewerkſchaften und ihrer Revolutio-
nierung ſtets nur gen utzt.

An dieſen praktiſchen Erfahrungen müſſen wir für die jetzigen
Auseinanderſetzungen unſere Lehren ziehen. Das hat auch die
Leitung des Allgemeinen Deutſchen Gewerk-
ſchafsbundes meiſterhaft verſtanden. Wohl konnten uns
dieſe Gewerkſchaftsbureaukraten monatelang verſpotten ob unſerer
„KäſtchenBauerei“, wie ſie es nannten, wenn wir dem Proletariat
den Räteaufbau nach Jnduſtriegruppen und Wirtſchaftsbezirken
klar machen wollten. Jetzt iſt es vorbei mit dem Spott, und die ge
werkſchaftlichen Bureaukraten ſcheuen ſich durchaus nicht, die bis
herigen Vorarbeiter unabhängiger Sozialdemokraten in der Räte
bewegung jetzt für die beſonderen Zwecke der Gewerkſchafts
Oligarchie auszunutzen. Die Herren haben die ganze Käſtchen
Bauerei mit Gruppenräten, Bezirksgruppen-Räten, Bezirks-Zen-
tralen und Vollzugs-Räten glatt übernommen und nur ein-
fach an die Spitze dieſes Aufbaues einen Paragraphen geſetzt, in
dem es heißt, daß nunmehro die Gewerkſchaften die Ober-
leitung des geſamten Betriebsräteweſens übernehmen. Der
Räteorganifation ſoll unorganiſch eine auf anderen Prinzipien
beruhende Leitung aufgepfropft werden. So wird es und
kann es nicht gehen.

M

Es iſt ſchon von anderer Seite auf die verſchiedenen Organi-
ſations-Prinzipien hingewieſen, die den auf freiwilligen
Beitritt beruhenden Gewerkſchaften und den durch geregelte Wahlen
durch die Belegſchaften entſtandenen Betriebsräten zugrunde liegen.
Es iſt ſchlechterdings unmöglich, von dieſen beiden Prinzipien
eines dem anderen unterzuordnen. Und gerade den Gewerkſchafts-
Bureaukraten muß zugerufen werden, daß ſie nicht das mindeſte
geſetzliche oder moraliſche Recht haben, den Betriebsräten ihr Koa-
litionsrecht, ihr freies Recht auf ſelbſtändige Vereinigung irgendwie
zu beſchneiden; ebenſowenig wie umgekehrt die Betriebsräte ſich
niemals anmaßen dürften, den einzelnen Belegſchafts- Angehörigen
das Recht auf gewerkſchaftliche Organiſation ſtreitig zu machen.

Jſt ſomit die formale Rechtsgrundlage und das
Prinzip der Gewerkſchaften und der BVetriebsräte durchaus
verſchreden ſo ergibt ſich jedoch in der Praxis ſehr viel Be-
rührendes, was auf Gemeinſchafts arbeit hindrängt. Den
Betriebsräten ſind zahlreiche Funktionen innerhalb der Betriebe
geſetzlich zugewieſen worden, die bisher die Gewerkſchaften von
außen her, ohne oder mit Abkommen, auszuüben verſuchten.

Ganz ſelbſtverſtändlich iſt es, daß die einzelnen Gewerkſchaften
für die Erledigung der ihnen bisher traditionell und nunmehr auch
den Betriebsräten geſetzlich zuſtehenden Aufgaben die Betriebs
räte, die ihre Mitglieder ſind, mit ihren ſonſrigen Vertrauens-
leuten zuſammenberufen. Dazu bedürfte es aber wahrlich keines
beſonderen organiſatoriſchen Aufbaus; denn mit den Arbeiter-
ausſchuß- Mitgliedern und ähnlichen Funktionären hat man der
gleichen Angelegenheiten ja bisher auch ſehr gut im Rahmen der
einzelnen Gewerkſchaften zu erledigen gewußt. Haben auch die
Vetriebsräce zwar einige Funktionen mehr erhalten, ſo könnten
doch diejenigen ihrer Aufgaben, die die Gewerkſchaften berühren,
ſehr wohl innerhalb der Gewerkſchafts Verſammlungen oder Kon
ferenzen mit den Betriebsratsmitgliedern des jeweiligen Ver
bandes erledigt werden. Man ſehe ſich nur die Speiſekarte des
Betriebsratsgeſetzes an und man wird unter den Dingen, die bis-
herige Gewerkſchaftsangelegenheiten berühren, keine finden, die
nicht in Gewerkſchafts- Verſammlungen verdaut werden könnten.
Warum wird denn nun erſt noch der ganze bisher von unab-
hängigen Sozialdemokraten konſtruierte Räteaufbau von der Lei-
tung des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes trotz aller
bisherigen Verſpottungen ſo rückſichtslos enteignet? Warum iſt
denn jetzt eigentlich doch noch eine beſondere Erfaſſung und Organi-
ſation der Betriebsräte außerhalb der einzelnen Gewerkſchaften
durch Ortskartelle der Gewerkſchaften und AngeſtelltenVerbände
nötig? Dieſes Zugeſtändnis“ an unſerer Jdee und unſeren kon-
ſtruktiven Aufbau zeigt, daß die Legiene jetzt, wo es überall Be-
triebsräte als gewählte Vertrauensleute der Belegſchaften gibt,
endlich auch einſehen müſſen, daß tatſächlich dem durch die Revolu
tion zum Erwachen gebrachten Proletariat neue Aufgaben er-
wachſen ſind und daß dieſe neuen praktiſchen Aufgaben auch neue
Organiſationsformen erfordern. Es handelt ſich bei
dieſen neuen Aufgaben, um es in einem Satze zuſammenzufaſſen,
um das viel umſtrittene Mitbeſtimmungsrechtüber die
Arbeits verhältniſſe innerhalb der Betrkebe,
weiter um die Ausübung der Kontrolle über Produktion
und Vertrieb nud ſchließlich um die organiſche Geſtaltung
eines proletariſchen Apparates für die zu erobernde
ſozialiſtiſche Produktionsweiſe.

Die Legien und Konſorten ſpüren es, daß ſich in einer ſelbſtän-
digen Betriebsräte-Bewegung eine andere Art, nämlich revolu-
tionär-ſozigliſtiſcher Praxis, herausbilden könnte,
als ſie es ſich bisher für ihren wirtſchaftsfriedlichen Weg der Ar
beitsgemeinſchaft mit den Kapitaliſten gedacht haben. Und ſo iſt
es ihr Beſtreben die Organiſationen, die das Prinzip des revolu-
tionären Sozialismus der praktiſchen Verwirklichung näherbringen
könnten, rechtzeitig in ihre Bureaukratenhände und damit in die
der verpönten Arbeitsgemeinſchaften zu bekommen, womit dann
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hne die Mitglieder zu befragen, will man mit diktatoriſchen
en Proletariats
ereinigungsrecht

verzichten, ſollen Jnſtanzen anerkennen, die auf anderer Grund

Mitteln alle gewählten Vertrauensleute des
unter dieſes Joch beugen. Sie ſollen auf ihr

lage als ſie ſelbſt zuſtande gekommen ſind.
Die gewählten Betriebsräte aber werden vor ſich ſelbſt und

ihren Wählern Rechenſchaft darüber abzulegen haben, ob ſie ſich
etwas diktieren laſſen, ob ſie andere Jnſtanzen anerkennen oder
ob ſie aus eigenem Recht über ſich und ihren organiſatoriſchen Auf
bau entſcheiden wollen.

Das Jdeal im Kampf um die Erlangung einer ſozialiſtiſchen
Produktionsweiſe wäre natürlich eine unbedingt ſelbſtändige Or
ganiſation aller gewählten Betriebsräte und Betriebsobleute, in
deren Gruppen oder Vollverſammlungen ſich der Kampf der Mei-
nungen über die praktiſchen Wege zum Sozialismus je nach den
beſonderen Parteianſchauungen betätigen könnte. Der Unab-
hängigen Sozialdemokratie dürfte bei einer ſolchen Art der Voll
verſammlungen keinen Augenblick darum bange ſein, daß es ihr
gelingen wird, mit ihrer Politik und ihrer Vertretung des revolu-
tionären Sozialismus die Mehrheit und damit die Führung zu
erlangen.

Wo die völlig ſelbſtändige Vereinigung der Betriebsräte ſich
nicht ermöglichen läßt, zwingt die Praxis zu einer Verſtändi-
gung, die einzig und allein möglich iſt mit den Kartellen
der Gewerkſchaften und Angeſtellten-Verbände. Dieſe Kartelle ſind
eben ſchon eine höhere Form der Zuſammenfaſſung der bisherigen

unter beweglicherer,
aktiverer Leitung, wären die Kartellvorſtände noch nicht ſo ſtark
bureaukratiſiert, ſo wären weiteſtgehende Konzeſſionen an ſolche

Berufsverbände und wären dieſe Kartelle

den Gewerkſchaftsmitgliedern entſtammenden örtlichen Zentral-
leitungen durchaus angebracht, da ja auch die Betriebsräte durch
weg gewerkſchaftlich organiſiert ſind und eine örtliche zentrale
Vertretung anſtreben müſſen. Perſonal-Unionen würden bei
weniger bureaukratiſierten Kartellvorſtänden ſehr oft die Ver
fändigung erleichtern, da die noch im Berufe tätigen Kartelldele-
gierten faſt immer auch Betriebsräte ſein werden.

Wo alſo die erſtrebenswerte ſelbſtändige Räteorganiſation noch
nicht oder auch nicht mehr möglich ſein ſollte, da muß die Ver
ſtändigung mit den Ortskartellen der Gewerk-
ſchaften und Angeſtellten-Verbänden erreicht wer
den. Wo bisher noch keine ſelbſtändige Räteorganiſation beſtand
und nach den Richtlinien des Gewerkſchaftsbundes nunmehr erſt
mit der Errichtung freigewerkſchaftlicher Betriebsrätezentralen be
gonnen wird, muß um die Selbſtändigkeit der Räte-
bewegung gerungen werden. Die Geſchäftsordnungen der
etwaigen frei gewerkſchaftlichen Betriebsräte-Zentralen müſſen und
können überall in zähem Kampfe ſo geändert und erweitert wer-
den, daß es zu der notwendigen ſelbſtändigen Lebensregung der
Betriebsräte- Bewegung kommt. Damit werden wir erfolgreich im
Sinne der organiſatoriſchen Vorbereitung der ſozialiſtiſchen
Produktions weiſe tätig ſein! W

v

Betriebsräte in Norwegen.
Der Rätegedanke macht überall Fortſchritte. Nachdem ſich erſt

vor wenigen Monaten der Kongreß der norwegiſchen Arbeiter-
varteien und gleichfalls die norwegiſchen Gewerkſchaften zur For
derung der Betriebsräte bekannten, iſt jetzt im norwegiſchen
Oedelſthing ein Geſetzentwurf angenommen worden, der die Er-
richtung von Betriebsräten oder Arbeiterausſchüſſen in
den induſtriellen Betrieben anordnet.

Ein neuer Spitzel Kommiſſar.
Die Reichsregierung iſt offenbar mit ihrem Material an Spitzel-

nachrichten, das der Staatskommiſſar für öffentliche Ordnung ihr
zur Verfügung ſtellt, noch nicht zufrieden. Sie hat ſich deshalb
einen beſonderen Reichskommiſſar für die öffentliche Ordnung an-
geſtellt. Ein neues Heer von Spitzeln wird alſo von dieſer neuen
Dienſtſtelle losgelaſſen werden, und da es Ebrenſache, und zwar
finanzielle Ehrenſache eines Spitzels iſt. möglichſt viel und mög-
lichſt belaſtende Berichte zu liefern, ſo wird die Preſſe, ſo werden
die Regierungsſtellen aufs neue mit einer Fülle von Spitzel-
material überflutet werden. Dabei haben ſich bereits Kom-
vetenzſtreitigkeiten zwiſchen den beiden Kommiſſaren für die öffent
liche Ordnung ergeben, denn ſelbſtverſtändlich hält jeder ſich für
den einzig Klugen und richtig Jnformierten. Die Folge wird ſein,
daß die Aemter und die Preſſe mit den widerſprechendſten Berichten
rerſorgt werden. Es hat faſt den Anſchein, als ob die Regierung
ihre einzige poſttive Arbeit im Leſen der Spitzelberichte ſämtlicher
Kommiſſariate für die öffentliche Ordnung ſieht. Wo wirklich
etwas feſtzuſtellen iſt, da kommen ſeltſamerweiſe die Organe der
Staatskommiſſare nicht hin oder ſie brauchen erſtaunlich lange
Zeit zu den einfachſten Feſtſtellungen. So konnte der nach Arns-
walde entſandte Staatsanwalt noch immer nichts feſtſtellen über
die reaktionäre Putſchorganiſation des Hauptmanns Pfeffer ob-
wohl die Berliner Freiheit bereits in der Lage war, genaue Daten
und unwiderlegbare Dokumente zu veröffentlichen.

Die Marineoffiziere beim Kapp Putſch.
Berlin, 21. Juli.

Stock arbeitende paritätiſch zuſammengeſetzte Unterſuchnungsaus-
ſchuß im Reichswehrminiſterium für die Prüfung des Verhaltens
der Offiziere während der Märzvorgänge hat ſeine Unter
ſuchung gegen die Marine offiziere abgeſchloſſen. Jnsgeſamt
wurden 236 Offiziere beſchuldigt. Der Ausſchuß hat die Fälle fol-
gendermaßen abgeſchloſſen: bei fünf Fällen iſt auf Verabſchiedung
rkannt worden, bei 13 Dienſtenthebung, bei 41 Beurlaubung, bei

11 Verſetzung, bei 23 Umkommandierung, bei 12 iſt die Diſziplinar-
unterſuchung beantragt worden. Bei 120 wurde beantragt, nichts
zu unternehmen.

Der unter dem Vorſitz des Staatsſekretärs
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Sipo und Gewerkſchaftsorganiſation.
„Berlin, 21. Juli. Die Preſſe berichtet: In der letzten Zeit iſt

eine größere Anzahl von arbeitslöſen. gewerkſchaftlich or
ganiſierten Arbeitern und Angeſtellten in die
Sicherheitspolizei aufgenommen worden, deren r
ſich dadurch weſentlich geändert hat. Gegenwärtig ſind 45 Proen der Sicherheitspolizeimannſchaften gewertſchaftiich organi

iert.

Das Brotelend im Weſten.
90 Prozent der Bergarbeiter krank

Nach einer Mitteilung des Verbandes deutſcher Brotfabrikanten
beſtand in der Woche vom 20. bis 26. Juni in Elberfeld die
Brotmiſchung aus: 20 Prozent Gerſtenmehl, 10 Prozent Hafer-
flocken, 20 Prozent Bohnenmehl, 10 Prozent Maismehl, 30 Prozent
Nachmehl (Kleie) und 10 Prozent Kartoffelwalzmehl. Roggen-
oder Weizenmehl fehlte vollſtändig. Jn derſelben
Woche erhielten die meiſten Städte des Reiches ſchlechtes Brot.
Köln hat beiſpielsweiſe 40 Prozent Erſatzmehl, Erfurt und
Hamburg 40 Prozent, Bremen 3315 Prozent, Mann
e im und Halle 30 Prozent, Berlin,
annover 25 Prozent uſw., aber nirgendwo war das t ſo

chlecht, wie im t tfäliſchen Jnduſtriegebiet. Ueber die
lgen ſagt eine Zuſchrift aus Bergarbeiterkreiſen in der Eſſener

Volkszeitung (Zentrumsorgan) am 15. Juli: „S0 bis 90 Prozent
der Bergarbeiter ſind magenkrank und ſchleppen ſich nur noch
auf die Zeche, um ihre Familie nicht zu Grunde zu rich und ſo
arbeiten ſie den ſchweren Beruf weiter, his ſie einfa um
fallen. Krank feiern können die Leute ja nicht, weil das Kran
kengeld zum Sterben zu viel und zum Leben zu wenig iſt.

dan kann es den Bergarbeitern nicht verdenken, wenn ſie jetzt
erklären, keine Ueberſchichten mehr machen zu wollen.
Daraus folgt natürlich ein Rückgang der Produktion,und aus der Forderung ſogar Wtiſtlicher Arbeiter nach dem
gleichen Verdienſt ohne Ueberſchichten wie vorher mit Ueberſchichten
folgen natürlich neue Differenzen mit den Grubenbeſitzern. Die
Schuld daran trifft einzig und allein die unfähigen regierenden
Tröpfe, die die jetzige Not nicht zu verhindern wußten, obwohl dies
leicht geweſen wäre, wenn man gegen die ſäumigen Agra-
rier nur einen Bruchteil der Energie verwendet hätte, die man
gegen „Spartakus“ verſchwendete.

Aufhebung der Fleiſchkarte
Wie die Berliner bürgerliche Preſſe meldet, ſoll die Fleiſchkarte

als Kontrollmittel des Fleiſchverbrauchs ab 1. September d. J.im ganzen Reich auf gehoben werden. Die für die Kommunal
verbände ſehr koſtſpielige Einrichtung der Fleiſchkarte hielt man
weiterhin für überflüſſig. da ſie durch die Kundenliſte in Verbin-
dung mit dem Verſoraungsausweis hinreichend erſetzt werde.

Jn Bayern iſt die Aufhebung der Fleiſchkarte bereite mit Wirkung
vom 2. Auguſt mit Genehmigung der Reichsbehörde dur h die baye-
riſche Fleiſchberſorgungsſtelle angeordnet worden.

dtes Sroi r

Streikkämpfe.
Eine Meldung aus Königsberg beſagt: Jn Königsberg kam

es an verſchiedenen Stellen der Stadt zu ernſten Zwiſchen-
fällen. Eine ſtarke Anſammlung Streikender verſuchte, den
Mitgliedern der Techniſchen Nothilfe den Eingang zur Waldmühle
zueverſperren. Ein Trupp Sicherheitspolizer griff ein und machte
von der Waffe Gebrauch. Mehrere Arbeiter wurden verwundet.
Später unternahm eine große Menge den Verſuch, das Elektrizitäts-
werk zu ſtürmen, um trotz der Techniſchen Nothilfe den Betrieb
lahmzulegen. Der Sicherheitspolizei gelang es, die Menge zu zer
ſtreuen.

Notizen.
Zertrampelte Jinmunität. München 21. Juli. Jm Land-

tage wurde ein Antrag des unabhängigen Abgeordneten Blumtritt,
betreffend Haftentlaſſung der vier ungabhängigen Landtagsmit-
glieder Nickiſch, Sauber, Hagemeiſter und Schmidt von ſämt
lich en bürgerlichen Parteien gegen die drei ſozialdemokratiſchen
Fraktionen abgelehnt. Pfui!

Spitzelwirtſchaft in Mainz. Der Zeichenlehrer Rackow aus
Buckow bei Berlin wurde in Mainz von franzöſiſchen Geheim-
agenten wegen politiſchen Vergehens verhaftet. Es ſteht feſt,
daß die franzöſiſche Geheimpolizei in Mainz und Wiesbaden
„deutſche Elſaß-Lothringer“ gegen hohe Bezahlung angeworben
hat. die ſich in Wirtſchaften an das deutſche Publikum heran--
drängen und den Franzoſen Spitzeldienſte leiſten. Eine unvor
ſichtige Redensart genügt, um die Ahnungsloſen zu verraten.

Ausdehnung des bömiſchen Hungerſtreiks. Der Generalſtreik,
der von den Reichenberger Organiſationen begonnen wurde, greift
uch auf das Glasinduſtriegebiet Haida-Stein-

ſchön u über. Es iſt damit zu rechnen, daß die Arbeit in mehr
als 400 Betrieben ruhen wird.

Die türkiſche Regierung hat ihr Entlaſſungsgeſuch eingereicht.
Völkerbund. London, 21. Juli. Der Völkerbundsrat gibt

bekannt, Wilſon habe die Völkerbunds- Verſammlung für den
15. November nach Genf einberufen.

Generalſtreik für Jrland.

Warlamente
führung des Beſchluſſe eibt den angeſchloſſenen Verbänden über-
laſſen. Die Entſcheidung wurde mit 2750 000 gegen 1636 6000
Stimmen angenommen dieſer Woche tritt das parlamen-

tariſche Komitee der Gewerkſchaften zufammen, um die Beſchlüſſe
des Kongreſſes zur
gierung übernitteln und ichen eine Beſprechung mit Lloyd
George durchzuſetzen imung auf dem Kongreß war durch
aus nicht einheitlich. Es wurden eine ganze Reihe von RFeſolutionen

Die Herrſchaften kommen ſehr glimpflich weg was zu er-
warten war.

Die Beſprechungen über Spa.
Berlin, 21. Juli. Der Ausſchuß ſür auswärtige Angelcgen-

heiten hat heute nachmittag ſeine Ausſprache über die Vorgänge vor
Spa beendet. Einmütig wurde von allen Rednern feſtgeſtellt daß
der Auswärtige Ausſchuß nicht bernfen ſei, Beſchlüſſe zu faſſen
ſondern daß es dem Reichstag vorbehalten bleiben müuſſe, über
Ergebniſſe der Verhandlungen in Spa das Vertrauen oder das Mtß-
trauen auszuſprechen.

Die Miniſterpräſidenten hatten ebenfalls c ine Kon- n

ferenz, in der der Ernſt des r bervorgehoben wurde. Es
ſei aber nichts anderes zu erkeichen geweſen. Das Abkommen ſolle
nun eingehalten werden.

Kechtsſozialiſten retten die Sicherheitswehr!
Jn der Bremer Bürgerſchaft wurde in der vorigen Woche ein An

trag auf Auflöſung der geſetzlich ſchon gar nicht mehr erlaubten
Stadtwehr verhandelt. Man hätte annehmen ſollen, daß dieſer

S

Berg arbeiter
Kampfesmitte!

urteilung de

Antrag ſelbſtverſtändlich angenommen worden wäre, da doch die
drei ſozialiſtiſchen Fraktionen die Mehrheit in der VBürgerſchaft
haben. Doch die Rechtsſozialiſten waren anderer Meinung. Sie.
die der USP. dreimal täglich den Vorwurf machen, daß ſie zu feige
ſei, die Verantwortung zu übernehmen, erklärten, nur dann für
die Auflöſung der Stadtwehr ſtimmen zu wollen, wenn die USP.
bereit ſei, im Falle einer ſich daraus ergebenden Senatskriſe in die
Regierung einzutreten. Dabei ſchnitten die Rechtsſozialiſten durch
einen Schlußantrag unſeren Genoſſen das Wort zu einer Erklärung
ab. Bei der Abſtimmung enthielten ſich die Rechtsſozialiſien der
Stimme und erreichten dadurch, daß zur großen Freude des Bürger

eingebracht, die mehr oder wen
lichen Ka

und ſagte dann: „Jn

Ein zur Erörterung der iriſchen Frage nach London einberufener
Kongreß der engliſchen Gewerkſchaften hat nach ſehr eingehender
Debatte beſchloſſen, daß ein Generalſtreit erklärt werden
ſoll, wenn die Regierung ſich weigere, die Truppen aus Jr-
land herauszuziehen, und nicht oufhöre, Munition für
die Bekämpfung Jrklands und Rußlandes herzuſtellen. Weiter
verlangte der Kongreß daß in Jrland ein Waffenſtillſtand
vereinbart und ein Parlament mit den Machtvollkommenbeiten der

den Dominions érrichtet werden ſolle. Die Aus-

kurger dier. oben mitteilten. e
als die Reſolution der Eiſenbahner, galt ſie als

dieſe u den wen fall eAn er ungverhandes zu verſtehen. Bisher haben a Mit eder die
Koſten der paſſiven 17 gegenüber der engliſchen Regierung
getragen. Jm ganzen. ſind bereits über 700 Eiſenbahner entlaſſenworden. weil ſie d weigerien, Muntkion nach Irland P trane
portieren. Auf der anderen Seite erfahren jedoch die Mitglieder des
Eiſenhabnerrerbandes eine ger wigt Rückenſtärkung durch den
Generalſtreikbeſchlus des skongreſſes. Vor allem aber
mufte die Tatſache für die britiſchen Arbeiter beſtimmend ſein, daß
ie bei einer ſchwankenden Haltung das Vertrauen ihrer iriſchen
laſſengenoſſen vollkommen verloren hätten. Hier mußte Farbe

bekannt werden.

Neue Kämpfe in Cork. London, 19. Juli. Ein amtlicher mili-
täriſcher Bericht meldet über Kämpfe in Cork Unbewaffnete
Soldaten wurden, als ſie ſich auf der Straße zeigten, mißhandelt
und beſchoſſen. Patrouillen, die in die Stadt geſandt wurden, er-
hielten Feuer aus den Häuſern und von der Straße. Die Trüppen
erwiderten das Feuer, wobei insgeſamt 148 Schüſſe abgegeben wur-
den. Bei den Zuſammenſtößen wurde ein Soldat verwundet, ein
Poliziſt getötet und ein Ziviliſt verwundet.

Straßenkämpfe. Jn Tuam, Grafſchaft Galway, kam es zu
Straßenkämpfen. Der Sitz der Sinnfeiner. das Rathaus, wurde
von den Poliziſten geſtürmt und in Brand geſteckt. Die Vergeltung
der Sinnfeiner ließ nicht auf ſich warten. Am Dienstagmorgen
ing die Polizeikaſerne der Stadt in Flammen auf. Der Haß der
evölkerung gegen die engliſchen Behörden kennt keine Grenzen

mehr und nimmt täglich zu.

Die ſozialen Kämpfe in Rom.
Nach einer Meldung iſt es in Rom r ſchweren Tu-

multen, gekommen. Die Straßenbahner hatten nach Ve-
endigung ihres achttägigen Streiks bei ihrem erſten Fahren die
Wagen mit roten Fahnen geſchmückt, wogegen ſich die natio-
naliſtiſch aufgehetzte Volksmenge wandte. Es kam zu großen Tu-
multen und Zuſammenſtößen. Die ſozialiſtiſche Parteileitung,
ſowie die Redaktion des Avanti (Vorwärts) wurde poligzeilich be
ſetzt, die Druckerei des Avanti iſt von dem nationaliſti-
ſchen Pöbel erſtürmt und zerſtört worden. Die römiſche
Arbeiterbörſe hat als Antwort auf die Demonſtration zunächſt den
Generalſtreik für unbeſtimmte Zeit verkündet. Donnerstag
ſoll vor dem Platz des Avanti eine Verſammlung einberufen wer
den, zu der die römiſchen Gewerkſchaften die geſamte Arbeiter-
ſchaft einlädt.

Seine Durchlaucht der Eulenburger.
Faſt dreizehn Jahre iſt es jetzt her, daß Graf Phili zu Eulen-

burg und Härtefeld ein vertrauter Freund Wilhelms wegen
„Verletzung der Eidespflicht' vor den Geſchworenen ſtand. Die
Verhandlung mußte damals abgebrochen werden, weil die Aerzte
erklärten, daß ihre Fortführung für den Angeklagten lebens-
gefährlich wäre. Seitdem ruht der Prozeß und der Eulen-
burger, der inzwiſchen 74 Jahre alt geworden iſt, lebt ruhig weiter
auf ſeinem Schloſſe Lichtenberg.

Jm Rechtsausſchuß der preußiſchen Landesverſammlung iſt neu-
lich dieſer Fall wieder einmal zur Sprache gekommen. Der Re
gierungsvertreter teilte mit, daß Eulenburg mindeſtens alle Jahre
zweimal von allen möglichen Aerzten unterſucht wird. Es haben
bereits über zwanzig Unterſuchungen ſtattgefunden;
man hat die umfangreichſten Vorſichtsmaßregeln ergriffen
Telephonüherwachung, Automobilfahrten, große Umwege um
überraſchend in Lichtenberg zu erſcheinen, aber alle Unterſuchungen
haben zu demſelben Ergebnis geführt: daß Eulenburg an fort
geſchrittener Arkerienvertkalkung, Herzerweiterung, Gicht und allen
möglichen anderen Krankheiten leidet, daß er nicht verhandlungs-
fähig iſt und auch keine Ausſicht darauf beſteht, daß er es noch
jemals wird.So iſt alſo „nichts zu machen“ und der hohe Herr, der eigentlich
wegen Meineid ins Zuchthaus ſoll, bleibt wohlgepflegt in ſeinem
molligen Heime ſitzen und freut ſich, daß er kein Prolet iſt, den die
Juſtiz ſchon „vernehungsfähig' machen würde!

Erbauliches aus der kommuniſtiſchen Jugend.
In der Zeitſchrift der Freien Sozialiſtiſchen Jugend Deutſch

lands, Die junge Garde, iſt aus Leipzig zu leſen „Was
zu befürchten war, iſt gekommen. Die Meinungsverſchiedenheiten
über KAPD.—KPD. haben zur erſten Spaltung geführt. Die
Leipziger Oppoſition, 150 von 1006, hat erklärt, mit ſo reaktio-
nären Leuten, wie den Spartakusanhängern nicht
mehr zuſammenarbeiten zu können, nur ſie (KAp.
allein ſeien die wahren Revolutionäre. Sie haben nicht
einmal für das in Berlin angenommene Programm der FSJ. ge
ſtimmt. Noch vor der Spaltung ſind durch dieſe
Jugend genoſſen ſämtliche Heime der Leipziger
Jugend ausgeräumt worden, m hö Schränke
mit Jnhalt uſw. im Werte von ca. 17 000 Mk.

Hier zeigen ſich die erſten Folgen der durch Felix Lewinſohn
organiſierten Oppoſition. Mag er auch ſelbſt gegen eine Spal
tung ſein, ſo mußte er ſich doch über die notwendigen Folgen ſeiner
rungen klar ſein. Es iſt nung Aufgabe aller vernünftig und

rlich kämpfenden Genoſſen, dafür a ſorgen, daß die Einheit
unſerer Kampffront nicht durch Spaltungen zertrümmert wird,
die nicht der Jugend ſelbſt entſprechen, ſondern den Intereſſen der
Parteien dienen.“

Die Notiz ſpricht Bände. Es erweiſt ſich an ihr, wie tſch
und politiſch verkehrt es iſt, kaum aus der Schule ent m
Jugendliche zur Entſcheidung über Parteifragen aufzuru
was das Ausräumen der Jugendheime betrifft, ſo die
KAPD.Opponenten ein leuchfendes Vorbild gehabt an den KPD
Ovponenten, als dieſe vaoriges Jahr aus der Leipziger aus
ſchieden und vorher ehenfalls Jugendheime ausräumten. Unter
anderen wurde ein Piano für 600 Mk. verſilbert. Die KAPD.
Jugend hat alſo lediglich an den guten Traditionen der KPD-
Jugend feſtgehalten.

Sozialiſtiſche Genoſſenſchafter!
Wir werden um Abdruck folgenden Aufrufs gebeten:
Ju der deutſchen Konſumvereinsbewegung triumphiert immer

Durchführung zu bringen. Es wird ſie der Re

jer entſchieden waren. Den eigent
in aller Ruhe und in porlamentari-

n Verhände der Eiſenbahner und der
Eiſenhahner“ wollten keine Feſtlegung de

ſondern nur Proteſt. Die Reſolution der Berg
it entſchiedener gehalten. Sie forderte nach Ver

britiſchen Milſtärherrſchaft in Jrland die 2urück
Militärs und das Aufhören der Munitionsherſtellung

pf führten jedoch
ſchen Formen die oroDie

arbeiter waren

jebhn 7 deAchung e
rungen ablehnt, empfeh
niederlegun

len wir eine Politik der allgemeinen Arbeits

ten

Weiſe.“
Franf H odage s begtn l rag

hin daß es noch 34 Jahn elichkeft hätten die parlann.
alſo die StaatenDrganiſatienen der Arbe ne laße tennen handeln
tärmaſchine hängt in ihrer eigentlichen Cyſſtenz von den arbeiten
den Klaſſen ab

bis die Arbeiter die Mög
Nacht zu erringen. Man könne

i Weiſe beeinfluſſen. Die

Geiſt in ſie einzieht. Das Proletariat muß ſich die Kon reir
für den revolntionären Klaſſenkampf requirieren! Notwendig iſt

Genoſſenſchafter.

dem Falle, daß die Regierung dieſe Forde

und fordern alle hier vertretenen Verbände auf, dieſe
Politik entſprechend ihren eigenen
ſie eine Abſtinmung ihrer Miterle

durchzuführen, indem
ihren oder in anderer

und er wies dabei darauf nändig gebaächfen

Denn die Mili-

noch die Herrſchaft einer reformiſtiſch-reaktionären Bureaukratic,
wie der diesjährige Konſumbvereinstag in ezeigt har.Die ganze Bewegung ſchwimmt noch im rechtsſozia wen Fahr

waſſer und die Genoſſenſchaftspreſſe beeinflußt mitdihrer klein-
bürgerlichen Jdehlogie, ihrer Flaumacherei und ihrem Antibolſche
wismus alle 14 Tage über 850 000 Haushaltungen Die ungeheurenAufgaben der Genoſſenſchafter während der Phialen Revolution

können aber nur erfüllt werden, wenn r ſogialiſtiſcherſumvereine

daher ein Zuſammenſchluß aller ſozialrevolutionär orientierten
Dies will die „Jnformationsſtelle ſozialiſtiſcher

(Henoſſenſchafter“ herbeiführen, die in Württemberg bereits zu
einer Aktionsgemeinſchaft geführt hat. Auskunft und Druckſachen
durch den Genoſſen Dr. K. Bittel in Eßlingen bei Stuttgart

Jucker.
Der Weltbhedarf an Zucker iſt in den letzten

Jnsbeſondere iſt anf den Kopf der
JahrzehntenVevöl kerung

errechnet der Konſum in England und Amerika ſehr groß und ſtets
bedeutend höher geweſen als in Dentſchland. Vor dem Kriege
haben wir bekanntlich nicht nur den eigenen r reichlich zu
decken vermocht, ſondern außerdem auch beträchtliche Mengen expor-
tieren können. Seit dem Beginn des Krieges iſt die deutſche Zucker

Herzengung gus verſchiedenen Urſachen ſehr zurückgegangen. Der



notwendigſte Konſum wird nur mit Mühe befriedigt, Einfuhren
die aus der Tſchecho-Slowakei haben ſich als erforderlich erwieſen. Jn k

mini dieſem Jahre rechnet man mit einem verhältnismäßig günſtigen
s mit Ergebnis weil die Anbaufläche größer, das Wetter dem Wachstum
ß der vorteilhaft geweſen iſt Wie hoch die geſamte Weltproduktion zur
lichen zeit iſt. kann nur abgeſchätzt werden, doch ſind die Berichte über die
urden wichtigen weſtindiſchen und fubaniſchen Bezugsgebiete, die für die
r ein Verſorgung eine bedentende Rolle ſpielen, nicht durchweg günſtig.
t: Jn I Der augenblickliche Preisſtand des Weltmarktes iſt jedenfalls ſehn
ht die hoch und weit über den deutſchen Notierungen für rationierte Ware.

Läßt man die Zuckerwirtſchaft frei, wie die Induſtrie ſo ſtürmiſchl
fordert, dann dürfte eine bedeutende Preiserhöhnng erfolgen, die

uſe a dieſes wichtige Volksnahrungsmittel dem Prolctarigt volſtän dig
ltung entzicht. Nach einem Bericht des BT. müßte Spanien diesmnagl!
d war eine Million Zentner für die Ausfuhr verfügbar haben
alt zu
ß, ſich

4rigen Aus der Provinz.
tiſcheen USP. und Landproletariat.
Ein Eine Konferenz der Bezirksleitung der USP. in den

n per Bezirken er ſeburg, Magdeburg und Erfurt tagte am Mitt
t fie woch im Volkspark zu Halle gemeinſam mit den Funktio-
zu er nären des Landarbeiterverbandes derſelben Gebiete,
zialen die bekanntlich faſt durchweg den revolutionären Standpunkt in

ihrem Verbande vertreten. Die Gauleiter Berkling (Magde-
mm burg), Mowes (Erfurt) und Teuerjahr (Köthen) ſprachenreiſter eingehend über die notwendige Zuſammenarbeit zwiſchen USP. und

e als Landarbeitern. Nach den Wahlen, bei denen die Landarbeiter in
erung ſo erheblichem Maße ihre Stimme für die USP. abgegeben haben,
n v ſei es eine Hauptaufgabe der Partei, die ſozialiſtiſche Aufklärung
v und Schulung dieſer erſt nach der Revolution in Bewegung ge
3 das ratenen Maſſen zu betreiben. Die gewerkſchaftlichen Forderungen

das der Landarbeiter müßten unterſtützt werden.
roßen Die Debette war äußerſt rege und für alle Teile befriedigend.
hieber Einmütig verurteilte man Zerſplitterungsbeſtrebungen unter den

Da Landarbeitern, wie ſie ſich beſonders in den Mansfelder
Kreiſen leider bemerkbar gemacht haben. Die USP., die auf

e und dem Standpunkt der Revolutionierung der Gewerkſchaften ſteht,
erichte kann keinesfalls dafür eintreten, daß durch Neugründungen gerade
n. v. v die radikalen Elemente aus den alten Verbänden herausgezogen

werden. Ferner wurde von allen Seiten gewünſcht, daß die72 Parteipreſſe ſich der Landarbeiterfrage noch mehr als bisher an
ter. nehmen möge. Die Frage der Zwangswirtſchaft, die Frage der
ich ausländiſchen Landarbeiter (Polenfrage), das Siedlungsgeſetz,
2445 das Problem der Arbeitsgemeinſchaft, die techniſche Nothilfe in der

Landwirtſchaft, all dieſe wichtigen und einſchneidenden Probleme
d. wurden in der Debatte geſtreift. Als Ergebnis der Konferenz
7. wurde ein Antrag angenommen, den Parteivorſtand zu erſuchen,

er möge möglichſt bakd eine Reichskonfere n z einberufen, die
ten fich mit der Agrarfrage zu beſchäftigen habe. Zu dieſer Konferenz

ſolle man Vertreter der Landarbeiter, die auf dem Boden der SP.
n ſtehen, hinzuziehen. Man kann hoffen, daß der Parteivorſtand ſich

der Notwendigkeit einer ſolchen Konferenz nicht verſchließen wird,St um ſo mehr, als auf Parteitagen für die Behandlung der Agrar-
r frage gewöhnlich nicht genügend Zeit zur Verfügung ſteht.

I.

m Der Arbeitsmarkt im Monat Juni.re s Landesarbeitsamt Sachſen- Anhalt ſchreibt
D.erk. Während in den Sommermonaten des Vorjahres die Ar-

beitsloſigkeit von Monat zu Monat ſank, hält jetzt die Bewegung
des Arbeitsmarktes, die Ende April d. J. einſetzte, an. Auch im
Monat Juli iſt eine, wenn auch unbedeutſame Zunahme der Er-
werbsloſen feſtzuſtellen. Sie iſt auf die zahlreichen Betriebs-

einſchränkungen zurückzuführen, denen gegenüber die größte
Aaufnahmefähigkeit der Landwirtſchaft und anderer Sommer-

uli, betriebe nicht völlig ausgleichend zu wirken vermochte. Die Zahl
r: der Erwerbsloſen betrug in den einzelnen Regierungsbezirken:

Magdeburg 3053 (im Vormonat 2782), Merſebur g 295
bende (885), Erfurt 848 (758) und in Anhalt 34 (977)..

Die Vermittlungstätigkeit für die Landwirtſchaft
war ſehr lebhaft, weil für die Heuernte und Rübenbearbeitung
Arbeitskräfte gebraucht und auch durch Ablöſung ruſſiſcher Jnter-
nierter Stellen frei wurden. Der Bedarf an landwirtſchaftlichen
Arbeitern und Arbeiterinnen wurde gedeckt, dagegen blieb das An
gebot an ledigen Knechten, Mägden und Gartenarbeiterinnen
hinter der Nachfrage zurück. Auch der Bergbau wurde mit un
gelernten Arbeitern reichlich verſorgt, Mehreinſtellungen wären
möglich, wenn der noch beſtehende Mangel an Häuern und Förder-
leuten behoben werden könnte. Der verſchlechterte Geſchäftsgang
der Steinbruchinduſtrie, die zur Aufnahme Erwerbsloſer ſehr ge

hielt weiter an

konnten zum größten Teil vermittelt werden,
ſchmiede ſind noch immer ſehr begehrt.
gungsziffer der Textilinduſtrie war zufriedenſtellend. T
Möbel und Pianofortefabriken litten unter ſtarkem Mangel
Aunfträgen und mußten daher
Das Angebot von Tiſchlern ſtieg, während erwerbs loſe
macher- bald wieder unteramen. Die ſehr
märktlage im Nahrungsmittelgewerbe, im graphi
in der Landwirtſchaft und in den lederverarbeitenden J

t Die Hauptalhnehmer auf
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dem Arbeitsmartt warendie chemiſche Jnduſtrie, das Bau und das Baunchengewerbe und
hie Jauſtoffinduſtrie. Die allgemeine Voerkauſfsſtockung er
hte die Stellenloſenziffern der Verkäufer und Vorkän
ferinnen. Wie im Vormonat waren abſchlußſichen hHhalter
Verſicherungsfachleute, Stenotypiften, Stenoiypiſtinn en r ge
Picht. Auf dem Arbeitsmarktt für Frauen war das Angebot von
Arbeitskräften für Dauer- und Aush lungen im Hau t
volig unzureichend trotz Mangels an Fabrikarbeit

Langenbogen. Einen ſeltſamen Unfal! errlitt hier ein
Vackermeiſter, der einen Glasballon mit Stachelheeren zum
Bären angeſetzt hatte, um Obſtwein zu keltern. Infolge ſtün

miſcher Gärung hatte ſich aber der Gärſchlauch verſetzt, ſo daß
der Ballon explodierte, wo der Mann durch Glasſplitter ſo
ſtark am Unlerarm verletzt wurde, daß er wegen großen Blut
rerluſtes in die Klinik nach Halle gebracht werden mußte.

Wittenberg. Die Senkung der Lebensmittelprei ſe,
die anfangs allerdings etwas abſeits der gewohnten Gleiſe vor
ſich ging, iſt nunmehr in geordnete Bahnen geleitet worden. Die
berufenen Jnſtanzen der Arbeiterſchaft ſind an einen energiſchen
Ausbau der Lebensmittel-Preisprüfungsſtelle herangegangen, eine
Marktkontrollkommiſſion ſoll die genaue Ein haltung der feſt
geſetzten Preiſe kontrollieren. Obwohl nun die feſtgeſetzten Preiſe
den Wünſchen der Erzeuger ſehr entgegenkommen, iſt dennoch
häufig keine Ware zu erhalten, weil die Händler die Waren zum
Teil zu höheren Preiſen aufkaufen und ſie nach auswärts ver-
äußern, ſoweit die Erzeuger nicht vorziehen, das letztere ſelbſt zu
beſorgen. Muß ſolche Sabotage, die eben erſt bernhigte Bevölke-
rung nicht von neuem zur Selbſthilfe aufpeitſchen? Zu verurteilen
iſt auch das Verhalten der Marmeladenfabrik von Bourzutzſchky,
die zu höherem als dem feſtgeſetzten Preiſe das Obſt aufkauft, um
den Mehrpreis dann an ihren Produkten wieder herauszuſchinden.
Ein eigenartiges Lob zollte übrigens der hieſige Gemüſegärtner-
verein in ſeiner letzten Sitzung der Kontrollkommiſſion, indem er
letztere als eine Jnſtanz zum Schutze der Erzeuger gegen wilde
Preisdrücker ſtempelte. Es iſt ohne weiteres flar, daß hier der
Wunſch der Vater des Gedankens war, denn unſere Gemüſegärtner
haben einen ſolchen Schutz beileibe nicht verdient; ihre wilde Preis-
treiberei hat ja doch die ſogenannte wilde Preisdrückerei letzten
Endes ausgelöſt, worüber auch das Verhalten einiger weißer
Raben unter den Gemüſegärtnern nicht hinwegtäuſcht. Die vielen
Milchfälſchungen gehören ebenfalls zu dieſem Kapitel und belaſten
die Erzeuger ſogar in beſonderer Weiſe. Und wenn die Erzeuger
in ihren Kreiſen immer wieder ſchöne Reden halten, in denen ein-
dringlichſt die Notwendigkeit der Lieferung reeller Ware und Jnne-
haltung der Höchſtpreiſe betont wird, ſo locken ſie damit keinen
Hund hinter dem Ofen hervor; nicht gute Reden wollen die Käufer,
ſondern Senkung der ungerecht hohen Preiſe. Wenn aber, wie
mehrfach (allerdings zum Leidweſen der Gemüſegärtner) ge-
ſchehen, an den Arbeiten der Preisfeſeſe zungskommiſſion einige
Gäſte“ lebhaften Anteil nahmen, ſo iſt das der Allgemeinheit
förderlich; die Kommiſſion wird um ſo fruchtbringend
je größere Volkskreiſe hinter ihr ſtehen.

Düben. Aus der Stadtverordnetenſitzung. Zur Deckung
des Defizits von 25000 Mk. im Etat und zum Ausgleich für die
durch die neue Beſoldungsreform entſtehende Mehrbelaſtung ſind
folgende Steuern geplant: Erhöhung der Hundeſtener für Zug und
Hofhunde von 4 auf 5 Mk. für alle anderen Hunde von 10 auf
20 Mk. für jeden weiteren Hund um 10 Mk. mehr. Die Eintritts-
karten zu Vergnügungen werden bei einem Eintrittsgeld bis zu 50 Pf.
mit einer Stener von 20 Pf. belegt, bis zu 1 Mk. mit 30 Pf., für
jede weiteren 50 Pf. werden jedesmal 10 Pf. mehr erhoben. Außer-
dem ſollen bei Veranſtaltungen auswärtiger Geſellſchaſten von der
Bruttoeinnahme 10 Prozent entrichtet werden. Vorgeſehen ſind auch
eine Klavierſteuer von 30 Mk., die Beſteuerung der Autos mit 300 Mk.,
der Motorräder mit 50 Mk. und der Fahrräder mit 3 Mk.

Lebensmüder. Vor wenigen Tagen iſt hier in der Mulde
die Leiche einer männlichen Perſon angeſchwemmt. Es handelt ſich
um einen Arbeiter von hier, der angeblich an nervöſen Anfällen litt,
was ihn in den Tod getrieben haben mag. Sein Zuſtand ſoll auch
eine Folge des Weltkrieges geweſen ſein. Der Ungluckliche hinterläßt
Frau und zwei kleine Kinder.

Liebenwerda. Jn der Allgemeinen Ortskranken-
kaſſe für den Kreis Liebenwerdag, die über 10000
Mitglieder umfaßt, wird vom 1. Auguſt an bis Jahresſchluß probe
weiſe die freie Arztwahl eingeführt. Damit wird ein oft ge-
äußerter Wunſch der Mitglieder erfüllt. Jn einer Verhandlung

t

die Arbeitsgzeit erheblich verkür zen. Regelung Anweiſung

er er 5 4 Wun günſtige NArbeits- finanziellen Crfahrung ab,
2 rdes neuen Vertrag

duſtrien Kilometergelder für die Ac

r Dor

urr cnder arbeiten, faſſungstreue gleicherweiſe zu bekunden.

Schloſſern auf den Markt. Die dringend benötigten Spezialarbeiter wahl darf aber auch nicht einreißen, vielmehr müſſen die Konſul-
nur Keſſel tationen der Aerzte organiſiert werden, und zwar in der
Die Beſchäfti- daß das ganze Haſſengebiet in beſtimmt abgegrenzte Bezirke ge

Form,

ie teilt wird, innerhalb deren die freie Arztwahl ermöglicht wird.
Die Hebeſitellen ſollen den erkrankten Mitgliedern bei der neuen

Ob die Kaſſe nach Ablauf der
Probezeit die Einrichtung weiter durchſühren kann, hängt von der-

da hierbei die ärztlichen Koſten info
he ſein werden; beſonders werden die

jewaltig anwachſen. Sie betragen
oppeltilometer am Tage 6 Mk., nachts ſogar 10 Mk.

der entſtehenden Mehrkoſten kann ſich ein Kran
t, jedem Arzt anvertrauen. Der Vor

der Einnahme der Kaſſe fürentſatz
feſtzulegen, den ſich alle Kaſſenärzte
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Leiſtungen entſprechend darin teilen ſollten, wurde von de

abgelehnt. Um während der fünfmonatlichen Probezeit
di lichen Koſten nicht ins Uferloſe ausdehnen zu können, er-

t die Acrzte eine Prüfungskommiſſion beſtimmen zu wollen,
die einen A leich erzielen ſoll. Der Kaſſenvorſtand iſt ent
ſchſoſſen, das alte Syſtem wieder einzuführen, wenn die Be
laſtung dutch die Neuordnung ſo groß wird, daß die Kaſſe in
finanzielle Schwierigkeiten geraten muß.

n Brande eines W ohn hauſes verſperrten
einem Hausmädchen, das im 3. Stockwerk ſchlief, den

o in 11

Ausweg. Jn ihrer Angſt ſprang das Mädchen auf die Straße und
brach dabei auf dem Pflaſter den Schädel.r Die Unglückliche ſtarbalsbald an den Folgen der erlittenen Verletzung.

(Weitere Provinz in der Beilage.)

Allerlei.
Die „Politik“ der Gebildeten im Seebade.

Jm Oſtſeebad Cran z bei Königsberg bekundeten die goldene
Jugend und das vertrottelte Alter gelangweilter Kurgäſte ihre
politiſche Reife durch einen Kle inkrieg umeine Strand-.

Nach den Berichten der bürgerlichen Preſſe hat ſich folgenburg.
des zugetragen:

Jn Cranz finden ſeit einiger Zeit täglich Kundgebungen vor
einer von Schülern höherer Lehranſtalten gebauten großen
Strandburg, genannt „Hohenzollern“, ſtatt. ie
Sicherheitspolizeientfernte die ſchwarzweißroten Fahnen,
das Namensſchild und das Bild Hindenburgs und zerſtörte
die Vurg. Nach dem Wiederaufbau verſammelten ſich viele Kur
gäſte vor der Burg, und ein Studienrat aus Berlin hielt eine An

Nach dem Abſingen patriotiſcher Lieder zogen die Verſprache.
ſammelten zum Amtsvorſteher und verlangten die Heraus gabe
der Fahnen. Als die Kundgebungen ſchließlich antiſemitiſchen
Charakter annahmen, verbot eine geharniſchte Bekanntmachung des
Amtsvorſtehers jede Kundgebung auf der Uferpromenade und am
Strande. Es bildete ſich ein Ausſchuß derKurgäſte, der telegraphiſch
die Regierung um Schutz für die verfaſſungsmäßigen Rechte er
ſuchte. Zwei Schüler, trotz des Verbotes ſchwarzweißrote
Flaggen hißten, wurden feſtgenommen.

Der Vorgang örkt wie ein Blitz. Aber man weiß doch nun
wenigſtens, was die „gebildeten Kreiſe“ unter verfaſſungsmäßigen
Rechten verſtehen, und wie ſie von den verfaſſungsmäßigen Frei-
heiten Gebrauch zu machen gedenken. Der Sicherheitswehr aber
vot ſich eine treffliche Gelegenheit, ihr Exiſtenzrecht wie ihre Ver

Ein Satiriker, der die
ſeines

die

politiſche Mentalität des Bürgertums zum Gegenſtand
Spottes machen will, mag ſich des Stoffes bemächtigen.

Großfeuer im Schwarzwald.
Freiburg, 21. Juli. Der Brand auf dem Sägewerk von Himmels-

bach in Neuſtadt (Schwarzwald) wütet noch. Die rieſigen Holzlager
ſind bereits halb ansgebrannt. Der Bahnverkehr auf der Höllental-
bahn, die unmittelbar an dem Lagerplatz vorbeiführt, konnte bisher
aufrecht erhalten werden. Dagegen wurden ſämtliche Telephon- und
Telegraphenleitungen zerſtört. Der Schaden wird auf 25 bis 30 Mil-
lionen Mark geſchätzt.

Einbruch im Kurbade.
Bad Elſter, 21. Juli.

haus in dem im Vorzimmer ſtehenden großen Ausſtellungs-
ſchrank eingebrochen worden und daraus alle dort untergebrachten
und von Tauſenden bewunderten koſtbaren Spitzen uſw. geſtohlen
worden. Der Wert der geſtohlenen Sachen beträgt viele Tauſende
von Mark. Ein großer Teil der Sachen iſt, da es ſich nur um
Ausſtellungsobjekte handelt, unerſetzlich.
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eignet iſt, aber nur beſchränkt fähig war, iſt auf Schwierigkeiten äu W Mitglieder erfi Jr
der Preisbildung zurückzuführen, deren Beſeitigung vom Landes mit dem Vorſtand des ärztlichen Kreisvereins wurden nach Ueber- Da hilft nur Kukirol, das ſchnell und ſicher wirkende

aqe arbeitsamt gemeinſam mit den Organiſationen der Arbeitgeher windung vieler Schwierigkeiten Richtlinien und Grundſätze nach Mittel. Auch gegen Hornhaut, Ballen und Warzen mit
r der und Arbeitnehmer erſtrebt wird. Die Wirtſchaftskriſe zeigte ſich den neueſten Sätzen des Vertrages feſtgelegt, die auch der Geſamt beſtem Erfolg anzuwenden. Preis 2,50 Mk.

S. P. beſonders an der Metall und Eiſeninduſtrie, wo das vorſtand der Kaſſe guthieß. Eine wirklich freie Arztwahl läßt ſich Jede beſſere Drogerie füßtt Kulcirol.
sfuhrgeſchäft 2urückgi Die hier ei ürlich bei d 3ebi s die Kaſſe faßt, ſehr ſchwer durch- WAusfuhrgeſchäft ſtark zurückging. Die hier einſetzende Produk- natürlich bei dem Gebiet, das die Kaſſe umfaßt, ſehr ſchwer durch

tionsverringerung brachte ein bedenkliches Ueberangebot an führen, beſoners auf den entlegenen Landorten. Eine wilde Arzt gape
7617 h

n e Grieshuus.tie Novelle von Theodor Storm.
gerir Jn unruhigem Brüten war der Bruder ſtehengeblieben, während
r unter dem wieder heginnenden Läuten ein zweiter ſchlichter Sarg
s herzugetragen wurde; nur der alte Jäger Owe Heikens und ein
Z weinendes Mädchen gingen hinterher. Aber die Leute auf demKirchhof drängten ſich auch zu dieſer offenen Gruft; auch den der

Tod in dieſe Lade hingeſtreckt hatte, lockte es ſie begraben zu helfen.

er nach der Trauung ſie vom Wagen hob. „Das hier iſt mein;
und nun durch Gottes Gnade unſer!“

Noch heute, in des Erzählers Tagen, zeigt man in jener Gegend
auf einem Vorſprung eine alte Linde, die trotz des völlig aus-
gehöhlten Stammes noch eine mächtige Krone in den Lüften wiegt;
hier habe man derzeit die beiden ſchönen Menſchen oftmals ſtehen
ſehen, wie ſie Hand in Hand über das weite Flußtal hinaus-
ſchauten, während der Sonnenwind in ihren blonden Haaren
wehte; auch abends wohl, dem Schrei der wilden Schwäne horchend,

Und auch über ihn ſprach der Paſtor: „Und zur Erde ſollſt du wie-
der werden!“ Als aber, da der ſchwere Schaufelwurf vom Sarge
widerdröhnte, mit ſelbige ein heller Wehlaut von der Gruft er
ſcholl. da drängte ſich die hohe Geſtalt des Junkers Hinrich durch
die Menge, und als ſodann auch hier das letzte Vaterunſer ge
ſprochen worden, nahm er vor aller Angeſicht die Tochter des Be
grabenen an ſeine Bruſt und hielt ſie ſo unbeweglich, bis er den
J Paſtor ſchon drunten auf dem Wege nach rn zuſchreiten
ſah. „Komm!“ ſprach er leiſe zu dem ſchönen Mädchen, daß nur
neben ihm ein altes Weib es hörte, das ſchier verwirrt zu ihm
emporſah; und als ob jedes von ihnen wußte, daß
Sinnes ſeien, folgten ſie Hand in Hand dem geiſtlichen Herrn in

daß ſie beide eines

Sinne h ä vfein Haus. ſprach der Junker: „Ehrwürden, wir vDa
verlobet uns einander, daß dieſe hier an meinem Herzen ihre
Heimat habe!“

Und die Hände des
Häupter.

Drüben von dem Kirchhof aber ſchritt Owe Heikens, mehr als
einmal mit dem Kopfe ſchüttelnd, ſeinem Hauſe an den Eichen zu.

alten Prieſters legten zitternd ſich auf ihre

Die ſchon anberaumte Hochzeit des Junkers Detlev, die durch
ie letzte Kriegszeit wider allen Brauch verzögert war, wurde
urch das Trauerſahr aufs neue hinausgerückt. Anders bei dem

älteren Bruder: hier hatte der Tod zu raſchem Ehebündnis ge-
trieben

Hinter den Eichen von Grieshuns, noch oberhalb der Niederung
des Fluſſes, war in einem Lindenkranz ein Meierhof gelegen.
einſt zu einem ſpäter niedergelegten Gut gehörig und aus dieſem
einer Vaſe von des Junkers Mutter zugelommen, war er von ihr
im Teſtamente dieſem als ihrem Patenkinde zuge teben. Bisher
datte ein Pächter darauf geſeſſen; aber die Pacht Weti mit Hem
Herbſt ahgelanſen, ſeit Monaten wirtkſchafteie Hans Chriſtaph
dort, den noch der alte Herr zu dem Behuf dem Sohne überlaſſen

datte. e 9 6Jn dieſes ang war Junker Jornrich mit m jungen Wer
9 um neingezogen Kyriiit nur et auf! hatte er zu ihr eſprochen, da

einem Vorſprung nach der Do

die im Sternenſchein dem Waſſer zuflogen.
Zu Anfang im Auguſtmonat nach der Hochzeit war es, als

Junker Hinrich zur Teſtamentseröffnung nach Grieshuus hinüber-
ritt. Jn dem großen, ſeit Jahren unbenutzten Saale, oben in

r 4 r S 2 efſeite, traf er nur den Landgerichts-

„Den mir zuvor bekannten Willen unſeres Vaters,“ ſo lautete
der Jnhalt, „habe ich, auch ſo ich es gekonnt hätte, aus gutem
Grunde nicht hindern wollen, ohſchon ſelbiger nicht nur deinen,
ſondern gleichermaßen meinen Wünſchen widerſteht; denn jeder hat
itzt, was dem anderen dienen würde. So du alſo, nachdem dir
ſolches kundgeworden, in Erkenntnis deiner Pflicht geſonnen
wäreſt, dich des geringen Mädchens zu entledigen, ſo daß ich
unſeres Hauſes Ehre ungefährdet wüßte, dann komme in den
nächſten Wochen zu mir auf Schloß Gottorf, und wir werden
unſeres Erbes Tauſch mit Glimpf vollziehen können. Sollteſt du
aber, wovon ein Hall zu mir gedrungen, in teufliſcher Verblen-
dung bereits den Ehebund mit jenem Weibe eingegangen ſein,
ſo werd' ich dir die Wege weiſen, dich ihrer dennoch abzutun, und
ſoll zu ſolchem dir meine brüderliche Hilfe nicht mangeln.“

notar und deſſen Schreiber vergebens ſuchten ſeine Augen nach Der andere ſtand noch immer vor dem Junker, der auf das
dem Bruder. Statt deſſen war ein ſchwarzer Herr mit gepuderter Schriftſtück ſtarrte, als ob er mit den Augen es durchbohren wollte.
Perücke hereingetreten. „Der herzogliche Rat ſei, ihm zu Leide, „Wollet mir Urlaub geben,“ ſprach er; „was Antwort ſoll ich
durch häufende Geſchäfte abgehalten Und er hatte ſodann eine Eurem Bruder melden?“
in aller Form Rechtens auf ihn ausgeſtellte Vollmacht auf dem Herr Hinrich ſchien ihn nicht zu hören.
Tiſche vor den Gerichtsperſonen ausgebreitet. Und wieder nach einer Weile: „Meine Zeit iſt kurz,“ begann

Der Herr war einer von des Rates Unterbeamten, und die er, „darf ich um Eure Antwort bitten?“ a e.Formalitäten wurden für richtig angenommen. Danach wurden Da fuhr der Junker auf. „Hier iſt ſiel“ ſchrie er und warf
im Beiſein der ſo Beteitligten die Siegel gelöſt und das Teſtament den Brief in Fetzen unter ſeine Füße. „IJhr aberx, ſo Jhr wußtet,

was Jhr mir gebracht, ſo ſeid Jhr einen Schurkenweg gegangen!“verleſen.
S Und mit ſtarken Schritten ging er aus dem Saal und war ſchon„Jm Namen der heiligen Dreifaltigkeir,“ begann der alte a cNotarius und Junker ſtand wie gebannt, die Fauſt um eines drunten auf dem Hausflur, als des anderen Hand nach ſeinem

Seſſels Lehne, und horchte atemlos. Bald aber, da die lange Ein [chwerte fuhr.
angsformel abgeleſen war oß ihm das Blut zu Häupten; er Aber der Rappe mußte es fühlen, was auf dem Rückweg in dem

riß von ſeiner Bruſt das Wams zurück, und der ſch Stuhl Reiter tobte. Und als Herr Hinrich vor feinem Haus aus dem
klappte auf den Boden, daß es in dem weiten Raume wid rhallte. Sattel ſprang da drohte ihm Frau Bärbe mit dem Finger. „Das
Er hatte gehört, was zuvor nur wie ein Fieber ihm durchs Hirn arme Tier! Hatteſt du denn ſolche Unraſt, zu deinem Weibe
geſchoſſen war. An Geld und Gut zwar kürzte ihn des 2 ters wieder heimzukommen? Er aber legte ſchweigend ſeinen Arm
Wille tkaum; aber Grieshuns, das Stammhaus, war dem ren um ihre Hufte und führte ſie ins Haus zurück; und als er eine
Bruder zugeſchrieben. Der Vorleſer hatte innegehalten; er begann Weile finſter dageſeſſen, berichtete er nur eines, daß ihm Gries-
aufs neue und brachte e t Ende Dann wurde das vom Schrei- huns im Teſtament abgeſprochen i „Aber ich will mein Recht;
ber geführte Protokoll vollgogen, das die geſetzlich geſchehene und ſollt' ich wider meinen toten Vater ſtreiten! Und als die
Publikation beurkunden ſollte; auch Junker Hinr trat heran Augen ſeines Weibes voll Sorge zu ihm aufſahen, rief er: „Du
und unterſchrieb, doch mit dem Zuſatz „Unter Vorbehalte meines ift hier nicht in dieſer Pauernkate ſitzen
arg verletzten Rechtes. ZJhre Hand ſtrich ſanft an ſeine Wange. „Tu, was du mußt,Als er ſich ſchon entſernen wollte t der ſchwarze noch Hinrich; nur nicht in Zorn und nicht um meinethalben!“ Dann
einmal auf ihn zu und uberreicht ve tes S ſtück. zog ſie ihn hinaus ins Freie, wo ſchon das Abendrot am Himmel
„Jch hah' Euch zu erſuchen, daß Jhr von dieſem Brief Eures ſtand und ſie gingen in die Niederung durch ihre Felder, wo
Herrn Bruders noch hier, in dieſem Raume, Ken nehmen der Ernteſegen n goldenen Aehren wogte. Aus ienem Seiten-
möget.“ wege kam Hans Ehriſtoph zu ihnen, zog ſeinen Hut und ſprach:Die feſte Hand. des Junkers be Siegel a „So Jhr es meinet, Herr, ich denke, wir müßten bald ans Schnei
aber ſchon flogen ſeine Augen über die Schrift des Bruders den gehen! (Fortſ. folgt.)

Jn der vergangenen Nacht iſt im Kur

I
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Verſammlungs Anzeiger U6Pd.

Halle und öhullreis.
arz 42-44, Zimmer 23--24.
ffnet von und 4—7 Uhr.

ernſprecher 1473.
Mitglieder Verſawmnlungen.

Kroſigk.
Gonnabend., I. end 8 Uhr.

Könnern.
Sonnabend, den 24. Juli, abends 8 Uhr.im Gaſthaus BVürgergarten.

Lieskau.
Ennnabend, den 24. Juli, abends 8 Uhr,im Gaſthaus Riehl.

Löbejün.
S Sonnabend. den 24 Juli, abends 8Uhr, S

im Gaſthaus zur guten Quelle.
Seeben.

Sonnabend, den 24. Juli. abends 8 Uhr,
im Gaſthaus Glaſer.

Kleinkugel.
Sonnabend, den 24. Juli. abends 8 Uhr.im Gaſthaus Kleinkugel.

Zſcherben.
Sonntag, r 25. Juli, abends 8 Uhr,im Gaſthaus Boltze.

Tagesordnung in allen Verſammlungen
1. Stellungnahme zur Kreis General

verſammlung.
2. Wahl der Delegierten.
3. Verſchiedenes.

2439

Der Vorſtand.

v parſalüsbund.
den 23. Juli, abends 7 Ahr, im

„Gewerkſchaftshaus“, Harz 42/44:

Mitglieder -Verſammlung.
Erſcheinen aller Mitglieder iſt Pflicht, ohne

Legitimation kein Zutritt. Der Vorſtand.
Awvemeine Ortsbrankenkasge für den Atehs

Liebenwerda.
Mittwoch, den 28. Juli, vorm. 11 Uhr,
im r in Liebenwerda:Ausſchuß Sitzung.

Tagesordnung:
1. Einführung der freien Arztwahl.
3. Anderweite Feſtſetzung der Hebegebühr für

Beiträge.
8. änderung lant geſetzlicher Verordnung

rag VI).
Liebenwerda, den 19. Juli 1920. *1136
Der Vorſitzende des Vorſtandes. Rentſch.

prinzeß-Lichtsplele.
Schmeerstrasse 5*—5. Telephon 5497.

man

Wochentags bis 5 Uhr kleine Preise
dei vollem Programm

Wochentags bis 5 Uhr
kleine Preise bei vollem Programm!

ren
Richard Eichbergs
Monumentalwerk:

Erstauffünrung!

Der Tanz auf dem Vulkan.

Spannenle

Akte.

ErschütterndesDer Tod des Grobfürsten. g. en.
Vorführung: 4.45 6.50 9.00.

Einliass S Uhr. Beginn 4 Uhr. Letzte Vorstellung s Uhr I.
Wochentacus auf alien Plätzen bis S Vnr nachm.

ber Kleine Preise bei vollem Programm.

Amtllche Belunntmuchupoen.

EEEBDie Verbrauchsmenge an Fleiſch wird in dieſer
Woche 'auf 100 Gramm Kopf elegt (Kinder
unter 6 Febreg die Hälſte). elangt friſchesAindgeilhs zur lngggbe Der erkenr So tam Sonn

abend, 4. d. J., durch die Fleiſcher, beizur Kundenliſte angemeldet835. gegen Abtrennung der Flei r erhen für die
oche vom 19. bis 25. Juli 1920. Die Marken ſind in

üblicher Weiſe bis zum 26. Juli an das Stadt-
ernährungsamt abzuliefern. Der Verkaufspreis be-
trägt für 100 Gramm 2,20 Mk.

Verkauf von Schmalz.
Der Vtrkau von Schmalz findet am Sonnabend

den 24. Juli, ſtatt. Es werden 100 Gramm fe Kop
ausgegeben. Der Verkauf erfolgt durch die Fleiſcher,
bei denen die ne zu dir angemeldetſind, gegen Abgabe der Marke 25 der Einfuhr-uſa le (Schmalz). Die Marken ſind in üblicher

eiſe bis zum 26. Juli an das Stadternährungsamtl gen. Der Verkaufspreis beträgt für 100Gramm

denen die

Städtiſcher Verkauf von Käſe
in der Talamtſchule am Freitag, den 23. Juli 1920.
Lebens tet um Einkauf werden die Jnhaber derebensmitte fſchetne m den Nummern 18001 1900

vormittags von 8--12 Uhr, nnd die Inhaber der
Nummern 19001--20 000, nachmittags von 2—6 Uhr.
Für fede Perſon eines aushaltes werden 115 Gramm
zum Preiſe von 1,00 Mk. abgegeben.

Der Verkauf von Quark
erfolgt am ſed den 23. Juli 1920, auf den Ab-

e

m

chnitt 44 für die eingetragenen Kunden ein dere sſtelle der Niemberger Molkerei,

s nur nat wird
abgegeben.

Städtiſcher Verkauf von Malzextrakt
ugendliche von 12--17 Jahren und ältere Leute

Jahren an, von Bratfett (kein flanzenfett),Fleiſch und Wurſtkonſeryen und weißen Bohnen

Fe
in der am am Freitag, den 23. Juli 1920.
eben m Einkauf werden die Jnhaber derebensmitte eine mit den Rummern 63001 70000.
vorm ittg s von 8--12, und die Jnhaber Zer Num-
mern 70001--75000, nachmittags von 2--6 Uhr.e Jen Vorlage des Lebensmittelſcheines kann an

gendliche von 12 bis 17 Jahren u. an ältere Leute
von 70 Jahren an eine DoſeMalzextrakt zum Preiſe
von 4 Mk. abgegeben werden. Ferner können
gegen an des Lebensmittelſcheines an fede Perſon

Linden-
ittags von 2-6 Uhr. Auf feden

fd. Quark zum Preiſe von 1,28 Mk.

eines shaltes Pfund Bratfett zum Preiſe von
7,50 für das halbe Pfund, Kilo Doſe Fleiſch-
und Wurſtkonferven zum Preiſe von 3,00 Mk. und
r Doſe weiße Bohnen mit Fett zum Preiſe von00 Mk. abgegeben werden.

Zur n des Verkehrs ſindet Freitag.
den 23. Juli, die a ä der Kartaſſelkarten anneu zuziehende Perſonen, ſowie bei Umzügen nicht
mehr in der Kartoffelſtelle, ſondern im Bureau für
Lebensmittelſcheine (im Erdgeſchoß des Stadt-

ſtatt. Die b Der Kartoffel
karten bei Fort- oder Umzügen erfolgt vom gleichen
Tage an, genau wie die anderen Marken, in den
Brotmarkenſtellen. Alle übri zu gegeben
betreffs der Kartoffelkarten, z. Erſatz berlorenerSelbſtverſorgerfragen, ren Ein und

r uſw. werden nach wie vorin Kartoffelk artenſtelle, Stadternährungsamt,
1 Treppe, Saal links, geregelt.

r von Markenausgabeſtellen.
26. d. M. werden folgende Markenausgabeg veriegt: 1. die 5. Ausgabeſtelle von Wörm-

itzer 93 und die 26. Ausgabeſtelle von Wo rm
litzer Straße 113 nach Steinweg 21 (Schankwirtſchaft

Nelke), 2. die 18. Ausgabeſtelle von Reilſtraßes
Ludwig Wuchererſtraße 26 (Schankwirtſchattdu live), die 8. Ausgabeſtelle von Dryanderſtraße z5

nach Bernhardyſtraße 44 (Freyberger Bierſtuben),
und 4. die 7. Ausgabeſtelle von Annenſtraße 1 nachWörmlißeerſtraße 1 13 (Schank wirtſchaft Minkmar

Sä empfiehlt diemtliche Modezeitungen yttzöuchdandlung.

Wiedereröffnung
Froltag, den 23. Juli. nachm. 4 Uhr.

Charlotte Böchklin
und Heinrich Peer
in äem großen Filmsaehausepie!n Der Goldfasan. An
Der Lautenkavalfer.
Ein reizendes Lustspiel in 2 Akten,

i I diverse Einlagen. We
Dae Theater wird von Herrn Chartes Saekson,
in Halle bekannt unter dem Namen Der
schwarze COharli geleitet und es wird
sein eifrigstes re sein, dem geehrtenPublikum nur goate Bilder vorzuführen

Ansſichtskarten
empfiehlt Volksbucohhandlung, Harz 42144

Bekanntmachung
Unter dem Rindviehbeſtand des Herrn Karl

Weber, GVimritz, iſt die Maunl- und Klauen iche

ſeſgeiteit 20Schmidt, Amtsvor le S S J TFitter ſeid r S
Fleiſchverſoragung

Jn der Woche 777 18. bis 2 J kommen aufden Fleiſchmarkenabſchnitt Rr. 3 für die Fleiſch 4verkaufsſtellen der Bezi el sſchlächterei Bitter eld, ſo

t der Vorrat reicht, pro Perſon 1650 Gramnder unter 6 Jahren 75 Gramm Friſchſieiſch. ſonſt
cſon 125 ramm Aus landsjpeck b) in den

en Verkaufsſtellen der Bezirksſchlächterelen
on 125 Gramm An Der Kleinalte t l Friſchfleiſch 16 Mk. Ausandsſfpech M Pfund

Bitterfe Der zuli 1Der gegret sſch h des Kreiſes Bitterfeld
J. Stammer, Kreisdeputierter

2434

46
70

zZigarillos

Motivo a. un
Amaranto 95
Maria 100
Prinzess 100
Mignon 110

iel Horn 1 Hhetfatrn h
epverhau: Gelststr. 26.

Aus garantiert reinem Veberses-Tabak!

empfehlen wir:

Metz-fahne 55

Gräfin 80langt zu 95
Uitak

Hansa- Gold 100
Bremer Keule 110

3peris Liebling
mit baarDeckhblart

t Voretenland

mitvre kraft H

S

00 San Felicia 4230
Voretenland, mit

da Sumatra Deckhblatt M.

Hollä
Tabaktürst 100 Gramm Nette

nder Pfeifentabakl
s

Ziqareften eigener fabrikafion in bekannter Qualitatl

Grudekarten.
r die Zeit vom 1. Auguſt bis 31. Auguſt 192S en von der gelben ekgete Nr. 2 die Ab-

chnitte J bis Q, zum Bezuge der Waſchkohle miti Zentner Briketts net Ab hin mit der gleichen
Buchſtabenbezeick ur Die Beſtimmungen der Ver-
ordnung vom 6. April 920 über die Kohlenverſorgung1920121 ſinden hierbei entſprechende Anwendung,

Die Ortskohlenſtelle.

e Sangerhausen S S
Gemäß S 56 letzter Abſatz der Kreisordnung iſt der

zum Gutsvorſteher des Gutsbezirks Agnesdorf be
re Rittergutspächter Bährecke in Agnesdor'
za e J mtsvorſteher für den nur aus dem Gut

zirk Agnesdorf beſtehenden Amtsbezirk.
Sangerhauſen, den 15. Juli 1920.

Der Vorſittzen e des Freisansſchnße
aſparek.

Reichsanzeiger Nr. 155 von165. BWitt c P bie h über den Sagtau
verkehr mit Getreide vom 10. Juli 1920 veröffentlich
Die Jntereſſenten weiſen wir beſonders darauf vin

Sangerhauſen, den 19. Juli 1920. *113
Der Kreisgausſchuß. Kaſparek, kom. Landre

Verkauf von Butter und Schmalz.
Jn dieſer Woche werden verteilt: Donnerstag, der

2., 100 Gramm Schmalz, Freitag, den 23., unSonnabend, den 24., 50 Gramm Butter.
Sangerhauſen, den 21. Juli 1920.

*1128 Der Magiſtrat—e-—DDJ Z Ausgabe der Sonderzuckerkarten.

*1131

Die Zuckerkarten, Sonderausgabe für Aonat In
werden am Donnersſag, den 22., h Freitag23. Juli ausgegeben im Zimmer Nr. 17, und wer
Donnerstags, vormittags von 7—12 ibt, die 7

wern l mittags u rn ö Uhr, 1201-an vörmiitags von Uhr, ör 5568. S
ebensinittelausweis ift mit bringen. Wächtman

ſchaften, Militärurlauber, Geſangene, Sommerganausländiſche Arbelter und ſönſt borühergehent
e ſende Jerſonen erhalten dieſe Zuckermarkes
nicht.

Sangerhauſen, den 21. ult 1920
*1125 Der Magiſtrat. Grün dlich

Hausbrand verſorgung
Am 21 u 4 mittags werden bei der 5Schrecke au bſchnitt 18 der Kohlenkarte Briken

von Rr. 301 bis 000 verkauft
Sangerhauſen, den 21. Juli 1620

*1120 Der Magiſtrat Drtskohlenſtelle
Es in eine Geldigſche mit nhall geſunden
Sangerhauſen, den 19. Juli 1020

Die Pollzelverwaliung
Grünblich1420
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Nr. 169. 31. Jahrgang.

je Wahrheit über den
Ausſagen eines gemaßregelten Augenzeugen Schläge mit dem Gewehr
kolben Der Mord aus Wolluſt Die Anatomie braucht Leichen!

2 7 dem Kameradengericht freigeſprochenen Studenten
aus arburg, die im März bei Bad Thal in Thüringen
15 unſchuldige Arbeiter erſchoſſen, fühlen ſich beleidigt, weil ſie in
der Preſſe als Mordbuben bezeichnet wurden. Der Rektor der
Univerſität Marburg und alle reaktionären ſtudentiſchen Körper-
ſchaften verſuchen eine Ehrenrettung der ſchwerkompromittierten
Korpsbrüder durchzuſetzen. Das wird ihnen nicht gelingen. Denn
die Tatſachen, daß in Mechterſtedt ein plan voller Mord ver
übt wurde, laſſen ſich weder durch den Spruch eines Kameraden-
gerichts, noch durch Sympathiekundgebungen gleichgeſinnter aka
demiſcher Körperſchaften aus der Welt ſchaffen. Die Preſſe hat
hisher über den Mordprozeß in Marburg leider nur ſehr unvoll
kommen berichten können. Es iſt daher gut, daß jetzt der Vor
wärts die Ausſage des Offizierſtellvertreters Dahlheim in
Wortlaut widergibt. Dahlheim iſt wegen dieſer wahrheitsgemäßen
Darſtellung gemaßregelt und aus der Reichswehr entlaſſen
worden. Er ſagte unter ſeinem Eid vor Gericht wortlich das
Folgende:

Am 20. 3. 20 rückte ich mit dem 2. Zeitfreiwilligen-Bataillon,
deſſen Führer Fregattenkapitän v. Selchow war, nach Thü-
ringen aus. Nach einer nächtlichen Eiſenbahnfahrt gelangten
wir am Morgen des 21. 3. in Herlershauſen an. Jn einer
kleinen Ortſchaft, unweit von H., kamen wir in Quartier. Am 22. 3.
morgens traten wir den Vormarſch über Hörſchel nach
Eiſenach an. Hierſelbſt verblieben wir bis 24. früh. Von hier
aus führte uns unſer Marſch am Vormittag des 24. 3. nach
Sätterſtädt. Nach der Einnahme des Mittageſſens kam der
Befehl, daß das Bataillon mit zwei Autos eine Expedition nach
Thal unternehmen ſollte, da dieſes noch von „Sparta-
kiſten beſetzt ſei. Die beiden Autos ſtanden ſchon an der
Gaſtwirtſchaft am Ausgang nach Thal bereit. Für dieſe Unter-
nehmung meldete ſich eine große Anzahl Studen-
ten es konnten nur etwa 40 Mann teilnehmen. Die Teilnehmer
waren hauptſächlich Leute der 1., 2. und wahrſcheinlich 6. Kom
pagnie. Nachts, die Zeit der Rückkehr kann ich nicht genau an
geben, kehrte dieſes Kommando nach Sätterſtädt zurück.

Am Morgen des 25. 3. erfuhr ich dann, daß in Thal etwa
17 Mann, angeblich „Spartakiſten“, durch die Studenten
verhaftet worden ſeien, und daß dieſe Verhafteten während
der Nacht im Spritzenhausin Sätterſtädt untergebracht
und von Studenten bewacht worden waren. Am 25. 3., etwa um
7 Uhr vormittags, trat das Bataillon v. Selchow den Vormarſch
gegen Gotha an. Jch befand mich faſt am Ende der Gefechts-
bagage, die hinter dem Bataillon fuhr. Die verhafteten „Spar-
takiſten“ wurden ebenfalls mitgenommen und folgten der Ge-
fechtsbagage mit einem Abſtand von etwa 100 Meter unter Be-
gleitung von etwa 10 bis 12 Studenten (die genaue Anzahl der Be
gleitmannſchaften kann ich nicht angeben) hinter dem Bataillon,

die Hände dauernd über dem Kopfe zuſammen
genommen,

hergeführt. Auf dem Marſche ſah ich, daß die Gefangenen von
ihren Begleitern in der roheſten Weiſe durch Tritte auf die Füße,
Stöße mit dem Gewehrkolben, mißhandelt wurden. Etwa in der
Zeit zwiſchen 7.30 Uhr und 8 Uhr vormittags hörte ich hinter
mir Schüſſe fallen. Es war zwiſchen Mechterſtedt und Duderſtadt,
neben einér Halteſtelle der Staatsbahn. Jn der Nähe dieſer
Halteſtelle ſtanden etwa 6 Bahnarbeiter an der Chauſſee, welche
bei Beginn des Schießens fortliefen.

In der Annahme, daß wir im Rücken von Rotgardiſten
angegriffen würden, machte ich meine Schußwaffe ſchußbereit. Jch
be I meinen Leuten, dasſelbe zu tun. Auf meinen Wunſch
holte der Bagageführer (ein Student, vermutlich ein früherer
Reſerveoffizier) von der am Schluß des Bataillons marſchierenden
Kompagnie eine Gruppe zur Deckung der Bagage. Jch hatte den
Eindruck, daß der Bagageführer derſelben Anſicht war wie ich.
Auch die dem Bataillon Selchow zugeſtellte Flakbatterie,
welche ſich bei der Gefechtsbagage befand, machte ſich ſchuß

„Die Hölle von Rheindahlen.“
Von beſonderer Seite geht uns folgende Mitteilung zu, der wir

weiteſte Verbreitung wünſchen
Durch eine Lokalnotiz im Volksblatt wurde ich auf einen Artikel

in der letzten Sonnabendnummer der Halliſchen Allgemeinen
Zeitung aufmerkſam, der ſich mit den Zuſtänden in dem belgiſchen
Internierungslager von Rheindahlen (in der Nähe von M.-Gladbach)
defaßt, „wo die deutſchen Gefangenen in beſtialiſcher Weiſe von dem
Auſſichtsperſonal mißhandelt werden und der Jnſpektor gewohnheits-
mäßig mit der Reitpeitſche arbeitet“. Da der Artikel der Halliſchen
Allgemeinen ſt ganz bewußt und deutlich auf die nationaliſtiſche
und chauviniſtiſche Verhetzung des Volkes angelegt iſt, und anderer
ſeits niemand mehr als die Anhänger der USP. ein Jntereſſe gerade
an der Auſdeckung dieſer belgiſchen Greuel“ haben, halte ich alseiner, der ſelbſt dieſe „Greuel“ als belgiſcher Zivilgefangener im Sommer

v. J. miterleben mußte, es für zweckmäßig, dieſen Fall einmal auf
ſichere Füße zu ſtellen.

Der Artikelſchreiber der Allgemeinen Zeitung unterläßt es zunächſt
eſtzuſtellen, gegen wen ſich dieſe Greueltaten richten. Aus begreif-
ichem Grunde! Die Jnternierten von Rheindahlen ſind faſt aus-
nahmslos Anhänger der USVP. aus dem beſetzten Niederrhein, die
von deutſchen Behörden und deutſchen Privatleuten bei der
ſelgiſchen militäriſchen Sicherheitspolizei als „Spartakiſten“ denurziert
durden. Ich wurde als Bolſchewiſt“ denunziert und verhaftet. Die

Angſt der belgiſchen Spitzen vor dem Bolſchewismus iſt ſprichwört-
h und ſehr erklärlich für den Kenner belgiſcher Verhältniſſe. Es

ſpricht aber nun Bände, daß von den zu meiner Zeit wegen politiſchen
Verdachts Verhafteten beinahe alle während der Revolutionstage
Mitglieder des Arbeiter und Soldatenrats geweſen waren, an denen
ſich nunmehr der deutſche Bürgermeiſter und vor allem der deutſche
Volizeikommiſſar rächten. Gerichtsverhandlungen ſtellten die Urheber-

haft dieſer Patrioten einwandfrei feſt. Daneben denunzierten die
deutſchen Fabrikbeſitzer ihnen unbequeme Arbeiter als Aufrührer,
vobdei ihnen in mehreren Fällen das Streikpoſtenſtehen der Betreffenden
ine willkommene Handhabe böt. Manche einſlußreicheren Genoſſen
verdankte ihre Einſperrung den gegneriſchen deutſchen Parteien,
vor allem dem katholiſchen Zentrum. H.

Das velgiſche Gericht verſuchte dann, meiſtens in Krefeld, irgendein
Verbrechen politiſcher Natur zu konſtruieren, wobei natürlich
Heinigkeiten genügten, um mehrere Jahre Gefängnis Zu begründen.

Spartakiſten“* wurden im allgemeinen nicht unter 5 Jahren ab
urteilt. Konnte aber, wie das oft der Fall war, von deutſcher

Seite kein velaſtendes Material herbeigekhafft werden, ſo wurde der
deutſchen Behörde mitgeteilt, daß man beabſichtige, den Denunzierten
Freizulaſſen. Wurde dagegen dann von den Deutſchen proteſtiert
mit dem Hinweis, der und der als Anhänger der USP. bilde eine
Gefahr ſür die öffentliche Ruhe und Sicherheit und man müſſe die
zanze Verantwortung für eine Jrdilaſſung den Belgiern überlaſſen,
dann, und nur dann kam der Betreſſende, den man nicht verurteilen
konnte, in das Jniernierungslager von Rheindahlen. Einige
Fremde ausgenonnen, waren alle Opfer von Rheindahlen lediglich
durch ihre deutſchen „Vreüder“ dorthin gekommen. Es gehört die
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Beilage zum Volksblatt.
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Mord in Mechterſtedt.

bereit. Nach einigen Minuten fielen weitere Schüſſe. Dar
auf ritt der Bataillonsadjutant nach hinten, kehrte jedoch nach
kurzer Zeit zurück. Das Schießen hielt indeſſen an.

Nach einigen Minuten kam ein Student von hinten. Auf meine
Frage, was hinten los ſei, gab er mir zur Antwort, da drei
von den Gefangenen erſchoſſen hätten, und drückte ſich dieſer un
gefähr weiter ſo ans, daß es nicht lange dauern würde, dann ſeien
alle erſchoſſen.

Jch gewann den Eindruck, daß die die Gefangenen beglei-
tenden Studenten ſich freiwillig zur Begleitung derſelben
gemeldet hatten, um ihre Wolluſt an dieſen Bedauerns

würdigen ſtillen zu können.

Der Marſch des Bataillons und der noch lebenden Gefan-
genen wurde indeſſen ungeſtört weiter fortgeſetzt. Nachdem zumzweiten Male Schüſſe gefallen waren, pegab ich mich nach einer

kurzen Zeit zurück zu den Gefangenen. Hier ſah ich wiederum aus
nächſter Nähe, wie die Gefangenen durch ihre Begleiter in der
roheſten Weiſe mißhandelt wurden. Jch ſah auch, wie ſie ge
zwungen wurden, im Gleichſchritt zu gehen. Von einigen Stu-
denten wurde verſucht, wich an dem Zuſchauen zu verhindern.
Auch wurden einige andere Leute der Bagage, welche ebenfalls hin
zugekommen waren, von Studenten zurück gewieſen.

Nach einigen Minuten ging ich wieder zur Gefechtsvagage. Kurz
darauf kamen ſämtliche Begleitmannſchaften nach vorne und be-
gaben ſich zu ihrer Kompagnig. Auf die Frage eines anderen
Studenten, welchem die Begleſtmannſchaft in der Nähe meines
Fahrzenges begegnete, „ſind ſie alle erledigt?“ bekam dieſer
zur Antwort:

„Alle erledigt?“
Letzteres war kurz vor Duderſtadt.

Den Dragoner Tremva, von den Geismarer Dragonerxn, wel
cher mir als Packwagenführer während unſerer Opergtion in
Thüringen zugeteilt war, der ſich aber mit dieſem Fahrzeug
bei der großen Bagage befand, die erſt ſpäter auf derſelben Straße
dem Bataillon folgte, fragte ich, ob er die erſchoſſenen Gefangenen
auf der Straße liegen geſehen habe. Er erzählte mir daraufhin,
daß er ſie aus nächſter Nähe geſehen hätte, und daß ſie
grauenhaft, total von einer ganzen Anzahl Kugeln durchbohrt, aus
ſäöhen. Er erzählte mir weiter, daß nur eine einzige Leiche dabei
geweſen ſei, die nur einen Schuß durch die Stirn gehabt hätte,
alle anderen ſeien durch eine größere Anzahl Schüſſe bis zur Un-
kenntlichkeit zugerichtet geweſen. Auf meine Frage, ob die Toten
alle auf der Straße gelegen hätten, teilte er mir mit, daß ſie fa ſt
alle direkt neben der Straße ein kleiner Teil etwas
weiter ab liegen würden.

Einen Studenten fragte ich noch während der Schießerei, ob die
erſchoſſenen Gefangenen auf der Straße liegen bleiben ſollten. Er
gab mir zur Antwort: „ſie ſollen ſie nach Marburg ſchicken,

unſere Anatomie braucht Leichen!
Uebrigens werden ſie ja auf der Straße gar nicht erſchoſſen, ſon
dern es wird jedem erſt geſagt, er ſoll von der Straße herunter-
gehen, um dann auf ihn ſchießen zu können.“ Jch gewann hier-
durch den Eindruck, daß die Erſchießung der Aermſten verabredete
Sache war.

Wie wir in Golhha waren, verhreitete ſich das Gerücht, daß das
Standrecht auf gehoben ſei. Das erregte unter den Stu-
denten eine große Mißſtimmung und ich hörte von ver-
ſchiedenen Aeußerungen wie „Jetzt wollen wir aber Ebert zeigen,
daß er nichts zu ſagen hat! Wir werden jetzt auf eigene Fauſt
Standrecht machen.“

An der Ausſage dieſes Zeugen tonn kein Gericht rütteln. Es
bleibt dabei: die 15 Arbeiter aus Bad Thal ſind ermordet wor-
den. Wenn ſich in Deutſchland kein Gericht findet, das dieſer Er
tenntnis in einem entſprechenden Urteil Ausdruck gibt, ſo iſt damit
nicht die Schuldloſigkeit der Studenten erwieſen, ſondern nur der
Beweis für die Verlodderung unſerer Rechtspflege erbracht.

ganze unverſchämte und dreiſte Frechheit und Gemeinheit dieſer Kreiſe
und der ihnen Naheſtehenden dazu, nunmehr über die Behandlung
dieſer „armen Menſchen“ ein Geſchrei zu erheben. Erſt liefern ſie
in hinterliſtiger und ſchmieriger Weiſe die Deutſchen dem tatſächlich
verrückten Direktor des Lagers zur Mißhandlung aus, und danach
füllen ſie ihre Heitungen mit echtdeutſcher Entrüſtung. Pfui, Teufel!

Der Regierung waren dieſe Tatſachen immer bekannt. Sie iſt nicht
eingeſchritten. Sie lag ja damals dauernd im Kampf mit der usSP.
Und nun ein Wort über die „beſtialiſche“ Behandlung! Das ſei zunächſt
feſtgeſtellt. So beſtialiſch wie die Reichswehr, die Zeitfreiwilligen,
z. B. die Marburger Studenten, haben die Aufſeher niemals gewütet.
Schläge waren an der Tagesordnung, aber dabei geriet man in Zorn und
Wut nicht wegen der Härte der Mißhandlung, die das Erträgliche
nicht überſtieg, ſondern wegen des Unwürdigen und Enutehrenden.
Abgeſehen von Schlägen ging es in dem Lager zu wie in einer
preußiſchen Kaſerne vor dem Kriege, wo ein vaar beſonders tüchtige
Unteroffiziere und ein ganz beſonders vorzüglicher Feldwebel auf
deutſche Jünglinge losgelaſſen wurden. (Uebrigens gabs da auch
Schläge.) Der Direktor, er wurde Major tituliert, hat nach Ausſagen
der Belgier Frau, Töchter und Haus durch die Deutſchen verloren.
Alle Jnternierten hatten aber vor ihrer Jnternierung im Gefängnis
Gelegenheit, deutſche und belgiſche Aufſeher nebeneinander zu koſten.
Und da kann ich perſönlich vom Gefängnis in Krefeld behaupten, daß
wir heilfroh waren, nicht ganz den deutſchen Aufſehern ausgeliefert
zu ſein. Gar nicht aufzuzählen ſind die Fälle, wo die belgiſchen

Halle (Saale), 22. Juli 1920.

ällen m dafür gibt die Mitteil der Kölniſcheneitung (am 5. Juli) einen wertvollen Beleg. e berichtet. daß
die Aktiengeſellſchaft Gerresheimer Glashüttenwerke vormals F.

in DüſſeldorfReisholz aus dem Verkauf ihrer Spiegelglas-
abrik Reisholz, die ſie mit 2,5 Millionen Mark zu Buch zu ſtehen

hat, 40 Millionen Mark erwartet.

im her 31. Dezember 1919. Die Maſchinen und Apparate dieſes
ieſenbetriebes waren in der Bilanz vom 31. Dezember 1918 mit

8 Mk. die Werkzeuge mit 4 Mk. die Häſpel, Modelle und Patente
mit je 1 Mk. und die Bureaueinrichtung mit 2 Mk. „bewertet“. Jm
Jahre 1919 kamen für 442 574,97 Mk. Maſchinen und Apparate undfür 8568,43 Mk. Werkzeuge in Zugang. Trotzdem erſcheinen in der
Bilanz vom 31. Dezember 1919 Maſchinen und Apparate, Werk
zeuge, Häſpel, Modelle, Patente und Bureaueinrichtung mit je
1 Mk. zuſammen 6 Mk. „Wert“. Auf ſolche Weiſe hat man den
tatſächlichen Gewinn nach Wunſch verkürzt und damit den Steuer
behörden einSchnippchen geſchlagen, ſowie die Arbeiter, die die Bilanz
in der Regel nicht leſen, getäuſcht. Daß trotzdem auf ein Aktien-
kapital von 60 Millionen Mark noch ein Reingewinn von 9,7 Mil-
lionen Mark ausgewieſen werden mußze, iſt wirklich nicht die Schuld
der Werksverwaltung: zum Abſchreiben iſt eben nichts mehr da,
weil ja auf Gebäude nicht mehr als 10 Prozent abgeſchrieben wer
den dürfen pro Jahr!

Verbandstag der Buch und Stein
druckereihilfsarbeiter.

Der Verbandstag tagt in Frankfurt (Main). Der Vor
ſitzen de Pucher eröffnet den Verbandstag. Vom Allgemeinen
deutſchen Gewerkſchaftsbund iſt der 2. Vorſitzende Graßmann,
vom Deutſchen Buchdruckerverband der Frankfurter Gaulciter uſw.
anweſend. Der Verbandstag beſchließt nach langer Debatte die
Ungültigkeit der Erfurter und Krimmitſchauer Mandate mit 51
gegen 37 Stimmen. Jn beiden Fällen handelt es ſich um Man-
date der Oppoſition. Die Berliner Oppoſition ging
energiſch gegen die Mandatsprüfungskommiſſion vor. Sie er-
klärte, daß ſie nach dem Wahlreglement des Verbandsvorſtandes
die Berliner Mandate, da dort die Delegierten nach einem anderen
Modus (Urwahl) gewählt wurden, logiſcherweiſe für ungültig er-
klären muß. Pucher ſtreift im Geſchäftsbericht die tarif-
lichen Verhältniſſe. Jn verſchiedenen Situationen ginge es nicht,
daß man die Kollegenſchaft frage, damit ihr Mitbeſtimmungsrecht
zur Geltung komme. Am 18. November 1919 ſchloſſen ſich die gra
phiſchen g. zum Graphiſchen Bund zuſammen.
Auch die Angeſtellten im Buchhandel wünſchen Aufnahme im
Graphiſchen Bund. Den Arbeitsgemein ſchaften habe
er nicht die Bedeutung beigemeſſen, die deren Gegner ihm unter-
ſtellen würden. Als eine Zweck müſſe man ſie jedoch be
nutzen. Die Arbeitsgemeinſchaften ſeien nicht g. gefährlich, wie
man ſie immer hinſtelle. Auf die Berliner Verhältniſſe
wolle er nicht eingehen, teile aber mit, daß die Kollegen Krumrei
und Marx aus dem Hauptvorſtand ausgeſchloſſen worden ſeien
wegen ihrer Stellungnahme zu den verſchiedenen Vorkommniſſen.
Die ſogenannte Oppoſition ſei als eine Organiſation in der
Organiſation zu betrachten; ſie wirke als Sprengpulver. Der Ver-
bandstag habe die Frage zu prüfen und zu entſcheiden, ob der
artige Zuſtände noch länger geduldet werden könnten.

Lodahl (Verbandskaſſierer) ſchilderte die augenblicklichen
Kaſſen verhältniſſe und betont, daß eine Aenderung ein-
treten müſſe. Die Mitgliederzahl habe ſich bedeutend geſteigert
und betrage jetzt 42 000. Es mache ſich notwendig, noch einen
2. Vorſitzenden und eventl. andere Kräfte anzuſtellen.

Der Redatteur Schul ze kann nicht über die Periode 1918
bis 1920 berichten, da er erſt ſeit Oktober 1919 im Amt iſt. Bei
Antritt ſeiner Stellung habe er ſich zum Grundſatz gemacht, die
Anſchaunng der Mehrheit der Mitglieder imOrganzum Ausdruckzubringen. Die Heinderheit ſolle

auch zu Drte kommen.
Als erſter Diskuſſionsredner z Mar x (Berlin) die Vor

kamnmniſſe, die zu ſeinem Ausſchluß aus dem- Hauptvorſtand ge-
führt haben. Lediglich ſeine andere Stellungnahme in den ver-
ſchiedenen Fragen, z. B. Reichstarif, Gehälter der Gauleiter uſw.,
ſeien die Gründe. Er verwahrt ſich entſchieden gegen die Willkür
des Vorſitzenden Pucher, der reinſte Diktatur ſich anmaße.

Moritz (Berlin) beantragt, die Koſten für die Kollegen aus

d u. Guilleaume-Carlswerk Aktiengeſellſchaft in Köln-Mühl-

Krimmitſchau, deren Mandat für ungültig erklärt wurde, der Ver-
bandskaſſe aufzuerlegen. Der Antrag wurde mit 43 gegen 43
Stimmen abgelehnt.

Walter (GBerlin) geht näher auf die Arbeitsgemeinſchaften
und Kriegspolitik der Gewerkſchaften ein. Er geißelt in ſcharfen
Worten die Tendenz der Arbeitsgemeinſchaften und bekämpft die
verknöcherte Gewerkſchaftsbureaukratie, die die Mitglieder nicht
zu ihrem Rechte kommen laſſe. Man ſehe es an der Zuſammen-
ſetzung des Verbandstages.

Röhl vom Hauptvorſtand ſchildert ſeine Tätigkeit. Puchers
Auftreten ſei geradezu brutal-diktatoriſch.

Graßmann (Berlin) weiſt nach, daß die Minderheit im Ver-
bandsorgan nicht zu Worte gekommen. Es ſei ein Skandal, wie
die Kollegen im Reiche durch das Verbandsorgan über Berlin
unterrichtet würden. Die Berliner Kollegen würden nicht zerſtören
oder zerſplittern. So wollen lediglich die Gewerkſchaften zu
Klaſſenkampforganiſationen umformen. Die Berliner Unter-
händler waren es, die im März dafür geſorgt haben, daß die
Prvvinzkollegen dieſe Sätze erhielten. Es wäre Demagogie ſeitens
Puchers, zu behaupten, daß er dafür geſorgt habe. Puchers An-ſichten über die Arbeitsgemeinſchaften len naiv. Die Oppoſition
will die Demokratie in den Gewerkſchaften, die ſeit dem 2. Auguſt
1914 durch Legien, laut eigenen Ausſpruch, ausgemerzt iſt. Nicht
nur die Erkämpfung eines auskömmlichen Lohnſatzes ſei nötig,
ſondern eine Steigerung zur denkbar höchſten Stufe. Die Aus-
beutung ſei zu beſeitigen. Die Geſchichte der Arbeiterbewegung
habe gelehrt, daß manche Führer allerdings der Vorſtellung zum
Opfer fallen, ihre „eigene Politik“ ſei eine ſelbſtändig wirkende

Gendarmen und Soldaten heimlich mit Kleinigkeiten unſere Lage zubeſſern ſuchten. Fluchen, Schimpfen und Drohen war ausſchließliches
Vorrecht der deutſchen Auffeher, und mancher Belgier wunderte ſich
über den Verkehrston der Deutſchen untereinander. Jch perſönlich,
als ehemaliger Kriegs-Offizier, wurde von den Belgiern nicht be
ſonders freundlich angeſehen. Aber niemals iſt mir jemand ernſtlich
zu nahe getreten. Und das war der gemeinſte und ekelhafteſte Zug
der echt deutſchen Aufſeher der alten wilhelminiſchen Epoche, daß ſie
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du ichen
bezug auf

vorſetzt. Sie iſt allerdings ſehr bitter und ſchwer verdaulich für Leute,
die gewohnt ſind nur mit nationalen Phraſen gefüttert zu werden.

9pflügt die Anſchuldigungen Puchers, deſſen Wahl laut Statut nich:

Kraft, die ſie ohne Rückſicht und ohne Beachtung des Willens der
Arbeiterklaſſe ſelbſtändig ſpielen laſſen müßten, um erfolgreich
zu ſein. So auch Pucher! Wenn man auch die Opponenten
ausſchließe, ihre Jdeen lebten weiter.

Krumrei (Berlin) geht auf ſeinen Ausſchluß ein. Er zer-

zuläſſig ſei. Er bringt die Beweiſe, daß in einzelnen Zahlſtellen
bei der Wahl Puchers mehr Stimmen abgegeben worden ſind, als
überhaupt Mitglieder vorhanden ſind. ucher lege das Statut
aus wie er wolle.

gleichfalls auf die

geiſtige Leiter der Organiſation!

D. iBilanz- Verſchleierung.
Die Täuſchung der Oeffentlichkeit und der Behörden über die tat

ſächliche Lage kapitaliſtiſcher Unternehmungen war für deren Ver-
waltungen von jeher ein beliebtes Mittel, um Steuern zu „ſparen
und Lohnforderungen der Arbeiterſchaft möglichſt eng zu be r

ganz all-

Arbeitsgemeinſchaften

und Krumrei aus dem Hauptvorſtand. Jn der heutigen Zeit hätten

Wenn der iein Konflikt nicht zu vermeiden.
Gloth (Berlin) wendet ſich gegen den Ausſchluß von Marx

die Arbeitsgemeinſchaften ihre Bedeutung verloren. Er ſchildert
eingehend die Stellung der Berliner Mitglieder zum Hauptvor-
ſtand und kommt zu dem Schluß, daß der Verbandstag nicht achtlosDie Bildung „ſtiller“ oder „verſteckter“ Reſerven galt ga

gemein als erſtrebenswert. Wie gewaltig dieſe in nicht ſeltenen

r u a

an den Anträgen der Berliner vorübergehen könne und dürfe.

Die Abſchreibungspraxis illuſtriert wirkungsvoll die Bilanz der
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Verhältniſſe.

ſition angenommen.

ſtand der Verband dreißi
denen die Kriegspolitik der

T

Lohfe (Hamburg) tritt für einen mit der tionein. Ein G chuß oder andere demokratiſche e en
müßten geſcha wer m ſpricht der Redner
Schaffung des Graphiſchen Bundes, als einer Etappe für dene

Kinde wirt (Chemnitz) verteidigt den d
oritz (Verlin) legt Verwahr ein, der Gedericht den Delegierten erſt u en e vergel

worden iſt. Eingehend ſpricht er über den Reichstarif und weilPuchers Sorwurſe, daß die Bern die Schuld an dein Scheitern

des Reichstarifs tragen. energiſch zurück. Er weiſt nach. daucher, ſeit er Vorſitßender iſt. gegen Berlin gearbeitet et
m Intereſſe des Verbandes müßte den Wünſchen der Oppoſition
echnung getragen werden.

Bell (Köln) verteidigt den Hauptvorſtand und die Gauleiter
in Sachen des Ausſchluſſes don Marx und Krumrei und wendet
ſich unter dem Beifall der Rechten gegen die Oppoſition.

Kraas (Serlin) tritt. dem Vorredner entgegen und geht auf
die Verleumdungen ein, die gegen die Oppoſition in Hamburg
und Verlin verbreitet werden. Die Oppoſition berufe ihre Ver
ſammlungen öffentlich ein, die Gegenſeite verlange aber die Vor
zeigung der Mitgliedsbücher der SPD. Die Arbeitsgemein-
ſchaften hätten der Arbeiterſchaft keine Vorteile gehracht, lediglich
das Unternehmertum habe rieſige Profite eingeſteckt. Die Oppo
ſition führe den Kampf weiter gegen die Harmonieduſelei und
Bureaukratie und laſſe ſich nicht das Recht nehmen in allen Arten
aufklärend aufzutreten.

Hornke (Ganukeiter) vertrat die Anſicht, daß ſich die Berliner
nur von ihrem Parteiſtandpunkt leiten ließen, das habe ſich bei
ihren Wahlen uſw. gezeigt.

Vehrend (Gauleiter) verteidigt ſich gegen Angriffe gegen
über ſeiner Perſon und verlangt, daß eine Kommiſſion eingefetzt
wird, die die Anklagen unterſuchen ſoll.

Graßmann (Gew.-Bund) beſchäftigt ſich ausführlich mit der
Oppoſition und meint, daß die neuen Mitglieder durch ihr Auf
treten abgeſtoßen würden. Bezüglich der Kriegspolitik der Ge-
werkſchaften meint er, daß die Oppoſition längſt widerlegte Vor
würfe vorbringe. Der Redner führte weiter aus, daß er früher
Tarifgegner geweſen ſei ind durch Erfahrungen ein warmer Be
fürworter dieſer geworden wäre. Die Arbeitsgemeinſchaften ſeien
nur ein Mittel zum Zweck. Sie wären eine Quelle von Jnfor-
mationen. Das Betriebsrätegeſetz genüge keinem, weder rechts
noch links. Es ſei der unvollkommene Ausdruck unvollkommener

Was das Endziel anbetreffe, beſtänden keine Mei-
nungsverſchiedenheiten, nur über das Tempo wären verſchiedene
Auffaſſungen vorhanden. Beide Strömungen müßten etwas nach
geben, ehe es zu ſpät wäre.

Pucher ſchilderte in ſeinem Schlußworte die Arbeit des Haupt
vorſtandes und die Vorgänge bei den Beratungen des Reichs
tarifes. Er konnte es nicht unterlaſſen, ſeinen Haß gegen die Ber-
liner die Zügel ſchießen zu laſſen.

Anſchliezend wurde die Vertrauensfra g. für den geſam-
ten Vorſtand und den Redakteur mit 69 gegen 29 Stimmen an
genommen.

Die Oppoſition gab hierauf folgende Erklärung ab:
„Wir ſind der Ueberzengung, daß die Geſchäftsführung des

Vorſitzenden nicht den Geflogenheiten des Gewerkſchaftslebens
und der Achtung gegenüber der Mitgliedſchaft entſprochen hat,
daher können wir dem Verbandsvorſitzonden nicht mehr das volle
Vertrauen ſchenken, und müſſen annehmen, daß der Vorſitzende
ſich des Verantwortungsgefühls zu gewiſſen Zeiten nicht bewußt
und damit eine ſchwere Gefahr für die Mitglieder herauf-
beſchworen hat.“

Eine von der Mehrheit eingebrachte Reſolutionfürden
Sraphiſchen Bund wurde gegen die Stimmen der Oppo

Dem Antrag Dresden, wonach alle Richtungen in der Zeitung
zu Worte kommen ſollen, wurde zugeſtimmt.

Hiernach wurde in die Statutenberatung eingetreten.
Pucher H. V.) gab eine Entſchließung bekannt, die ſich für

zentral abgeſchloſſene Tarife ausſpricht. Sie wurde
gegen 12 Stimmen angenommen.

Die Wahlen zum Vorſtande zeitigten folgendes Reſultat: J. Vor
ſisender Pucher, 2. Vorſitzender Hornke, Kaſſierer Lodahl,
Redakfteur Schul

Bei der Vergtung der Statuten wurde der Berliner Antrag, den
Namen des Verbandes in „Verband der graphiſchen Hilfsarbeiter
und grbeiterinnen“ angenommen.

2 e

h r h 1und durchgeführt wird.“

bandsangeſtellden fand gleichſalls die immung des Verbandsv eichen e ſich der Verbandstag
rage der Reform der ſozialen Ge b Seine

nahme iſt in folgender Entſchließung niedergelegt:
„Die Unterſtütz

Stellung

Aufgabe der gewe Organiſationen, weil die
Krankenunterſtützung nicht ausreichte und Arbeitsloſenunter-
ſtützung bis zum Kriegdende ganz fehlte. Dieſer Zuſtand iedigt
die Gewerkſchaften nicht, weil die Sozialverſichernng Reichsaufgadeiſt. Bis zum Meſriebtgenten usbau der ſozialen Geſetzgebung

müſſen die Gewerkſchaften dieſe Unterſtützung beibehalten.
Der Fabrikarbeiterverdand Deutſchlands beauftragt deshalb den

Vorſtand des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes, bei den
zuſtändigen Reichsbehörden mit allem Nachdruck auf baldige Reform
der ſozialen Geſedgebung hinzuwirken, daß die Arbeitsloſen und
Krankenunterſtützung in audreichender Höhe zur Auszahlung ge
langt und die bis dahin von den Gewerkſchaften gezahlte Erwerös-
loſenunterſtützung nicht aufgerechnet werden darf. Daß ferner die
Rentenbezüge der Alters-, Unfall-, Jnvaliden- und Hinterbliebenen
verſichernng zeitgemäß erhöht werden, wobei die Herabſetzung der
Altersgrenze für den Bezug der Altersrente vom 65. auf das 60.
Lebensjahr in den Vordergrund gerückt werden muß. Der Verband
fordert ferner volle Anrechnung geleiſteter Militärdienſte in der
Verſicherungsklaſſe, in welcher der Militärpflichtige vor ſeiner Ein
berufung verſichert war. Die fortgeſetste Steigernng der Preiſe
aller Lebensmittel und Bedarfsgegenſtände zwingt die Arbeiter zu
immer neyen Lohnfſorderungen. Tros aller Lohnerhöhung wird die
Lebenshaltung der Arbeiter aber immer weiter herabgeſetzt. Beſſe
rung kann unr ein Abbau der Lebensmittelpreiſe und ſonſtiger Be
darfsgegenſtände bringen. Dieſer Abban wird nur erreicht durch
einmütiges Zuſammengehen der geſamten Arbeiterſchaft.

Der Fabrikarbeiterverband beauftragt deshalb den Vorſtand des
Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes als Spitze der Jnter-
eſſenvertretung der deutſchen Arbeiterſchaft, bei den maßgebenden
Reichsbehörden eindringlichſt dahin zu wirken, daß die geplanten
Preis ſteigerungen für landwirtſchaftliche Produkte durch Prämien
an die Erzenger unter allen Umſtänden verhindert werden, und daß
ein Abbau der Wucherpreiſe für Lebensmittel und Bedarfsgegen-
ſtände herbeigeführt wird und widerſtrebende Erzenger, Händler,
Schleichhändler und Schieber mit der ganzen Strenge der Geſetze
zur Verantwortung gezogen werden.“

Der Hauptvorſtand wurde wiedergewählt und durch Hinzuwahl
eines neuen Mitgliedes und zweier Sekretäre verſtärkt.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 22. Juli 1920.

Die Kommunaliſierung von Wirtſchaftsbetrieben
I

Es iſt hinlänglich bekannt, wie das Beſtreben, den eigentlichen Sinn
der Revolution zu erfüllen, d. h. das Wirtſchaftsleben in den Betried
und das Eigentum der Geſamtheit überzuführen, bisher von allen
maßgebenden Stellen ſabotiert worden iſt. Das trifft u. a. auch zu
auf den von der Kommiſſion der Regierung vorgelegten Entwurf zu
einem Rahmengeſetz über die Kommunaliſierung von Wirt-
ſchaftsbetrieben.

Dieſer Entwurf beſagt folgendes
Die Städte- und Gemeindeordnungen im Deutſchen Reich müſſen

folgende Beſtimmungen enthalten:
S 1. Städte und Gemeinden ſowie Verbände von dieſen (8 3) haben

das Recht, alle oder einzelne Unternehmungen nachſtehender Wirt
ſchaftszweige, ſofern ſie im Privatbeſitz ſtehen, zu übernehmen bzw.
betreiben zu laſſen:

1. Verkehrsunternehmungen für das Gemeindegebiet.
2. Unternehmungen zur Verſorgung der Bevölkerung mit Waſſer,
Licht und Kraft.

3. Erzengung, Beſchaffung und Lagerung, Verarbeitung und Vertrieb
von Nahrungs- und Genußmitteln.

4. Herſtellung von Kleinwohnungen.
5. Anſchlagweſen.
6. Ge werbsmäßige Stellenvermittlung im Sinne des Stellen-

vermittlergeſetzes vom 2. Juni 1910.
7. Apotheken.
8. Beſtattungsweſen.Fabrikarbeiter- Verbandstag.

Jn Hannover iagte unter ſtarker Beſchickung der Verbands
tag des Fabrikarbeiterverbandes. Am 28. Juni be

reißig Jahre und zählt jetzt über 7059 000
langen Debatten über die Vorſtandsberichte, bei

t Gewerkſchaften ſcharf kritiſiert wurde,
kam man zur Abſtimmung über folgenden Antrag der Oppoſition:

„Ausgehend von den Geſichtspunkten, welche zur Gründung
der freien Gewertſchaften Anlaß gaben, ſteht der Verbandstag
auf dem Standpunkt, daß der Verband ſo geleitet ſein muß, daß
der narürliche Gegenſatz zwiſchen der Arbeiterſchaft und dem
kapitaliſtiſchen Unternehmertum nicht künſtlich unterdrückt wird.
Lesteres führt dazu, daß die dem Verbande innewohnende Kraft
indirekt zur Erhaltung des Kapitalismus beiträgt. Die kapi-
taliſtiſche Form der Produktion läßt die Erfüllung der von der
Arbeiterſchaft aufgeſtellten Forderungen nicht zu. Deshalb iſt
auch ſeitens des Verbandes an demPrinzipv, daß die kapitaliſtiſche
Produktionsform durch die ſozialiſtiſche zu erſeyen iſt, unbedingt
feftzuhalten.

Die Generallommiſſivn Gewerkichaften Deutſchlands

NachMitglieder.

der
(ADGB. haut arbeiterfeindliche Kriegspolitifk offiziell betrieben.
Der Vorſtand des Verbandes der Fabrikarbeiter Deutſchlands
und fein Organ Der Proletarier haben dieſe BVolitik nicht nur
gebilligt, ſondern in Wort und Schrift gefördert

Der Verbandstag verurteilt aufs ſchärfſte die Haltung dieſer
en während und nach dem Friege, er erblickt darinK örperſchaft

einen Mißbrauch ſeines Vertrauens, einen glotten Verrat an
den Jutereſſen der Arbeiterklaſſe, eine Preisgabe der Grundſätze
des Sozialismins.“

Dieſe un Reimann wird in namentlicher Abſtimmung
mit 257 gegen Stimmen abgelehnt Angenommen wird
eine Reſolutior chman Kaſſel) die dem Vorſtand das Ver-
tra

So T J tlahe nben uBie C pro zurückgeſchlager EinAntr Aufhebung der gemeinſamen Arbeit mit den Chriſt-
lichen Gewertſchaflen im Rheinland wurde angenommen, dagegen
eine Reſolntion, die ſich gegen die Arbeitsgemeinſchaften überhaup
wendet, gegen eine ſtarke Minorität von 155 Stimmen abgelehnt
Eine v mit G Sach Braunſchweig un n ver
änderte Entſchließungfolge t T n ungenomn„Der ordentliche Verbandestag ver Fabrikarbeiter Deutſch

lands entvietet ſeinen Bruderorganiſationen und der organt
ierten Arbeiterſchaft brüderliche Grüße

Mit der organiſierten Arbeiterſchaft der Welt erſtrebt er die
Befreiung der Arbeitertlaſſe aus den Feſſeln des Kapitalismus
Dieſe Befreiung kann zu einer vollkommenen und dauernden nur
durch Zuſammenwirkern der organiſierten internationalen
Arbeiterſchaft geſtaltet werde

Die Befreiung der Arbeiterſchaft aus den Banden der Kapita
lismus führt zur Völlerverſöhnung und Völkerverſtändigung und
zur endgültigen Niederzwingung des Krieges

Der Verbandstag enthietet den um die Verwirklichung dee So
zialismus in Rußland und in der Ukraine kämpfenden Proleta
riern berüterliche Grüße verurteilt jedes militäriſche Ein
reifen, ebenſo die gegen Räterußland gerichtete Wirtſchafte
lockade auf das entſchiedenſte und verlangt, daß Ruhlaud und

damit der Welt endlich der Friede gegeben wird
Der Verbanestag verurteilt den brutglen an

Nagnatentum und die Bourgeoiſte gegen die Arbeite

das

rtlaf 1

S 1

2. Die Gemeinden dürfen das in 8 1 genannte Recht nicht auch
andere vprivate Unternehmungen, die vorwiegend für lokale Zwecke

eiten, in Anſpruch nehmen.
s 3. Städte und Gemeinden können ſich zum Betrieb der in den

und 2 genannten Unternehmungen zu Verbänden zuſammen-
ſchlichen. Sind die Beteiligten nicht einverſtanden, ſo kann auf An
trag einer oder mehrerer Gemeinden, welche mindeſtens die Hälfte der
Geſamtbevölkerung fämtlicher beteiligten Gemeinden umfaſſen, oder
auf Antrag der Kommunalaufſichtsbehörde der Zuſammenſchluß von
der zuſtändigen Verwaltungsbehörde angeordnet werden. Gegen deren
Entſcheidung ſteht das Verwaltungsſtreitverfahren offen. Die näheren
Beſtimmungen hierüber ſowie über Wahl und Geſchäftsordnung der
Verbände trifft die Landesgeſetzgebung.

s 4. Das Recht auf ausſchließlichen Betrieb von Wirtſchafts
zweigen oder die Uebernahme einzelner Unternehmungen nach s 2
wird auf Antrag der Stadt oder Gemeinde bzw. des Verbandes von
der Landeszentralbehörde erteilt und kann nur verweigert werden,
wenn weſentliche gemeinwirtſchaftliche Jnereſſen dadurch benachteiligt
werden. Die Entſcheidung der Landeszentralbehörde kann in einem
Beſchlußverfahren angeſochten werden. Näheres hierüber beſtimmt
die Landesgeſetzgebung.

Gemeinden und Gemeindeverbände erhalten zur Durchführung
von Beſchlüſſen, welche den gausſchließlichen Betrieb aller oder ein-
zelner Unternehmungen eines Wirtſchaftszweiges bezwecken, auf ihrem
Gebiei das Recht der Enteignung gegen Entſchädigung. Bis zum
Erlaß eines Reichsenteignungsgeſeßes zum Zwecke der Sozialiſierung
jollen beim Enteionungeverfahren folgende Grundſätze zur Anwendung

l
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5 z zEin Entwurf über den Ausbau der r ihnen anbeimgeſtellt ſie die betreſſenden Unte
noch mit der eigenen Betrieb führen oder auf Rechnung und im IJnt

gemeinheit durch andere betreibe
zum Beiſpiel dei der Konzeſſtoniernng nt

ite iarheitsloſer und kranker Arbeiter r ſumentenorganiſationen u. dergl. zu.
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wirkſam ördert zur Aufnahme jolBe el ermöglichen und erleichtern.
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Die Beſoldungsreform der ſtädtiſchen Beamten und
Angeſtellten.

Nachdem die Beſoldung der Reichs und Staatsbeamten nunmehr
faſt überall neu geregelt worden iſt, auch viele Kommunen neue
Beſoldungsordnungen für ihre Beamten aufgeſtellt haben, ſind
jetzt auch in u die Vorarbeiten dafür nahezu fertig. Die Ver-
handlungen, die diesmal dankenswerterweiſe mit den Ausſchüſſen
der Beamten und Angeſtellten ſtattgefunden haben, ſind reſtlos mit
dem Erfolg einer Einigung beendet worden.

Nachſtehend bringen wir den Beſoldungsplan für die
Beamten der Stadt Halle.

Gruppe I. 4000, 4300, 4500, 4900, 5200, 6500, 5700, 5000, 6000 Mk.
Gruppe II. 4300, 4700, 5000, 65300, 5600. 5800, 6000, 6200, 6400 Mk.

Leihamtsboten (bisher Leihamtsdiener), Magiſtratsboten, Pförtner
beim Schlacht- und Viehhof.

Gruppe III. 4600 5000, 5400, 5700, 6000, 6300, 6500, 6700, 6000 Mr.
Ermittelungsbeamte aus der Reihe der Boten, Kaſſenboten.

Gruppe IV. 5000, 5400, 5800, 6200, 6500, 6800, 7100, 7300, 7500 Mk.
Aufſeher der Straßenreinigung, Desinfektoren, Feuerwehrmänner
(die erſte Alterszulage wird erſt nach Evreichung des 28. Lebens-
jahres gewährt), Hallenaufſeher beim Schiacht- und Viehhof,
Polizeiwachtmeiſter nach Erreichung der Stufe 7300 naqh
Gruppe V), Verwalter des Rathauſes (bisher Rathausſchaffer).

Gruppe V. 5400, 5800, 6200, 6600, 7000, 7300, 7600, 7900, 8100 Mk.
Botenmeiſter, erſter Magiſtratsbote, Gebührenerheber, Kabelnetz-
kontrolleur beim Elektrizitätswerk (bisher Kabelnetzaufſeherſ,
Kontrolleur der Gasanſtalt bzw. Leitungskontrolleur, Kriminal
wachtmeiſter, Leihamtstaxatoren (die jetzigen Stelleninhaber nach
Gruppe VI), Oberdesinfektor, Oberfeuerwehrmänner, Obergärtner
ohne abgeſchloſſene Fachſchulbildung, Polizeioberwachtmeiſter (nach
Erreichung der Stufe 7300 nach Gruppe VI), Schlachthofsverwalter
bisher Schlachthofsoberaufſeher), Steuererheber und Vollziehungs-
W mnte, Verwaltungsaſſiſtenten, Zeichner beim Gas und Waſſer-
werk.

Gruppe VI. 5800, 6300, 6800, 7300, 7700, 8100, 8500, 8700 Mk.
Feldwebel der Feuerwehr, Kriminaloberwachtmeiſter und Bezirks-
oberwachtmeiſter, r r beim Elektrizitäts- und beim
Gas- u. Waſſerwerk (die jetzigen Stelleninhaber nach Gruppe VII),
Materialienverwalter bei der Tiefbauverwaltung (die jetzigenStelleninhaber nach Gruppe VII), Meiſter in den ſlädtiſchen Wer

ken (die jetzigen Stelleninhaber nach Gruppe VII), Verwaltungs-
ſekretäre einſchließlich Jnſpektor des Aſyls für Obdachloſe, Ver-
walter des Stadtgottesackers.

Gruppe VII. 6200, 6700, 7200, 7700, 8100, 8500, 8900, 9100, 9300
Mark. Obergärtner mit abgeſchloſſener Fachſchulbildung, Ober
meiſter in den ſtädtiſchen Werken, Obermaſchinenmeiſter beim
Stadttheater, Stadtſekretäre und Inſpektoren des Riebeckſtiftes, des
Hoſpitals, des Rathauſes, techniſche Stadtſekretäre (Stadtbau-
führer), Verwalter des Nordfriedhofes.

Gruppe VIII. 6800, 7400, 8000, 8500, 9100, 9600, 9900, 10 200 Mi
Abteilungsvorſteher beim Arbeitsamt und Abteilungsvorſteherin
beim Jugendamt (mit wiſſenſchaftl. Vorbildung, ſonſt Gruppe VII),
Brandmeiſter, Jngenieur beim Gas und Waſſerwerk, Jngenieur
beim Tiefbauamt (der jetzige Stelleninhaber nach Gruppe IX), Jn
ſpeklor der Straßenbahn, Jnſpektor des Stadtbades, Jnſpektoren
des Gertraudenfriedhofes und Südfriedhofes, Landmeſſer, Leiterin
der Kriegshinterbliebenen-Fürſorge, Oberſtadtſekretäre, Ober
inſpektor des Alters- und Pflegeheims und Jnſpektor des Leih
amtes, Oberinſpektor der Straßenreinigung der jetzige Stellen
inhaber nach Gruppe IX), Polizei und Kriminalkommiſſare, Stadt
ſchweſter, techniſche Oberſtadtſekretäre (Stadtbau- und Stadt
betriebsingenieure).

Gruppe IX. 7600, 8300, 9000, 9600, 10 200, 10 800, 11 100, 11 490 M.
Bureauinſpektoren, Diplomingenieur (Tiefbau), Ingenieur für
Brückenban (mit der Amtsbezeichnung Stadtbaumeiſter), Polizei
und Kriminal-Oberkommiſſare, Stadtbaumeiſter r Quam-
buſch und Pietſchmann nach Gruppe X), techniſche Oberſtadtſekre
täre (Stadtbau- und Stadtbetriebsingenieure in gehobenen Stel-
lungen), Tierarzt.

Gruppe X. 8400, 9200, 10 000, 10 800, 11 300, 11 800, 12 300, 12 600
Mark. Vetriebsdirektor der Straßenbahn, Direktor des Statiſti
ſchen Amtes, Gartendirektor, Kriminalinſpektor, Magiſtrats-
aſſefforen, Oberingenieur beim Gas- und Waſſerwerk (Stellen-
inhaber iſt zurzeit Angeſtellter), Obertierarzt, Polizeiinſpektor.
Rechnungsdirektor, Sparkaſſendirektor, Stadtrentmeiſter, Stadt
bauinſpektor, Vermeſſungsdirektor (bisher Vermeſſungsinſpektor).

Gruppe XI. 9700, 10 700, 11 700, 12 500, 13 300, 13 700, 14 100
14 500 Mk. Branddirektor, Bureaudirektor, Direktor des Arbeits
amtes, Direktor des Jugendamtes, Direktor des Nahrungsmittel
unterſuchungsamtes, Direktor des Schlacht- und Viehhofes, Direktor

des Wohnungsamtes, Direktor des Zoologiſchen Gartens, Magi-
ſtratsräte, Magiſtratsbauräte, Muſeumsdirektor, Polizeidirektor.
Erſter Schularzt.

Gruppe XII. 11200, 12 200, 13 200, 14 200, 15 100, 16 000, 16 800
Mark. Die Direktoren des Elektrizitätswerkes, der Straßenbahn
und des Gas und Waſſerwerkes (dazn je eine nicht penſionsfähige
jährliche Sonderzulage von 3000 M. bleibt bei der Berechnung des
NAusgleichszuſchlags außer Betracht), Stadtarzt, Profeſſor Dr. von
Drigalſki (Sondergehalt).

Die Gehaltsſäte in den einzelnen Gruppen entſprechen genau
denen der neuen Reichsbeſoldungsordnung; nur bezüglich der Ein-
gruppierung kommen Abweichungen vor durchweg jedoch
zugunſten der ſtädtiſchen Beamten. Die Gruppe 1die in der Reichsbeſoldungsordnung für die Beamten mit
einfachen Dienſtverrichtungen“ beſtimmt iſt, bleibt
hiernach unheſetzt, ebenſo die Gruppe IIIl, die man wohl für diekommen S w. e I äA1 Die E nterannnge erf 1501 nach em 90 trie ten Wert die d Irch 2100 atte I jerbiert hat 2 e enerung und Kinderzuſchläge4 J J r 3die beſonderen Verhältniſſe der Kriegswirtſchaft Gum Beiſpiel ellen ebenfalls im Rahmen der RBO. gehalten ne ſehr
wird dort verſchiedentlich beahſichtigt, die Teuerungszuſchläge ab-Betracht

2. Bei der Je ſtiezung der Entſchädigungsſumme iſt der Geldwert
von Vorteilen, die dem Enteigneten bet der Enteignung erwachſen,
aitt die Entſchädigungeſumme aufzurechnen
Die Anwendung Dichter Beitimmungen wird burg

Verträgen zwiſchen Gemeinden und Unternehmungen bezüglich Hebe
as Recht der Enteignung erſtrecktnahme lehlerer nicht berührt. T

ſich auch auf ſolche Sachen, welche nicht Beſtaneteile oder z3ubehoe
eines Grundſtückes, edock Betrieb unentbehrlich ſind
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Zur Beſchaffung der Fernſprechzwangsankeihe.
kürglichen Nachricht über eine Grkeichterung der Be

einmaligen Fernſprechbeilrags teilt das Reichspoſt-
u der

ſchaffung Des
miniſterinm folgende Einzelheilen mit:

Der Beitrag iſt wenn der Teilnehmer ihn nicht in einer Summe
begahlen will, in viertelfährlichen Teilgahlungen zu entrichten, die
am I. OAtoöober, 2. Jannar, 1. Aprik und Juli fällig ſind, und
zwar durch Ueberweiſung oder durch CEin zahlung auf ein beſon-
Deree Poſt ſchecktonto, en Ninmer nuch mitgeleilt werden wird
e Abgabe von Klieg anleihen oder anderen Wert papieren an

ahlungeſtatt iſt nicht zugelaſſen. Auf Antrag der Teilnehmer
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Dre en r wenn er m nur denr i ibt, die A tFmpfangsſchein r e Abtretung r vielmehr in rege
ültiger Form der Telegraphenverwaltung miigeteilt w

Hinſen werden dann, ſoweit ſie zuſammen mit der Kapitalforde
rung abgetreten ſind, an den Dritten gezahlt, dem bei der Aufhebung des Anſchluſſes auch der Veitrag zurüdgegeben wird.

Will ein Teilnehmer den Beitrag micht ſelbſt entrichten, auch die
Deutſche Volksverſicherung nicht in Anſpruch nehmen, iſt aber eine
Vank, Sparkaſſe uſw. bereit, ihm das Geld gegen Uebertragung
der Forderung vorzuſtrecken, ſo muß das bei der Einzahlung zum
Ausdruck gebracht werden.

Der Beitrag wird nebſt den fälligen Zinſen am Schluſſe des
Kalendervierteljahres zurückgezahlt, in dem der Anſchluß auf
gehoben wird.

Metallarbeiter und Arabſtimmung.
Genoſſe Willi Rößler ſchreibt uns: „Die geſtrige Notiz

äber die geplante Urabſtimmung der Betriebsrätezentrale beſagte,
daß die Abſtimmung uns als Organiſation nichts angeht, weil ſie
nicht mit uns vereinbart iſt. Für die Verwaltung ſowie für die
Mitglieder beſteht daher keine Verpflichtung zur Einhaltung dort
gefaßter Beſchlüſſe. Bindende Beſchlüſſe werden innerhalb unſerer
Trganiſarion geſaßt. Die Notiz enthielt alſo nur Selbſrverſtänd-
lichleiten, die von min ausgeſprochen werden mußten, weil dieſe
Froge an mich als Organiſationsleiter herantrat. Jch bin ge
wühnt und auch dazu verpflichtet, jedem Mitglied zu antworten
auf die Frage, wie wir uns als Organiſation zu den einzelnen
Fragen ſtellen. Die Notiz läßt jedem einzelnen die Freiheit, ſich
an dieſer Frage zu betätigen, wie es ihm beliebt, und es iſt mir
auch nicht eingefallen, irgend jemand darüber Vorſchriften zu
machen. Dieſe ſelbſtverſtändliche Notiz benutzt die Leitung der
WR. zur Verdächtigung ehrlicher Parteigenoſſen und Ko egen,
wie ihr es leider in ketzter Zeit im Volksblatt ſchon des öfteren
geſtattet war, ſo daß die Metallarbeiter dazu einmal Stellung zu
nehmen haben. Der Leitung der W. ſei aber geſagt: Jch bin in
einer Generalverſammlung, zu welcher jedes Mitglied Veratungs
und Stimmrecht hatte, einſtimmig als Bevollmächtigter gewählt
und verlaſſe in dem Augenblick meinen Poſten, wo ich das Ver
trauen meiner Kollegen nicht mehr habe. Doch darüber entk-
ſcheiden allein die Metallarbeiter. Aber eine Fragel Wenn die
Vetriebsräte der Metallinduſtrie den Kern der Vetriebsräteorgani-
ſation gebildet haben und, wie feſtſteht, die Metallarbeiter auch
faſt ausſchließlich das Geld dafür aufgebracht haben, warum ge-
hört dann kein Betriebsrat der Metallinduſtrie der Leitung der
WR. an? Warum weiß keines unſerer Mitglieder, kein Betriebs-
rat, kein Pertrauensmann, wer die Leitung gewählt und den An-geſtellten angeſtellt hat. Iſt das demokratiſche Eine ſolche Demo
kratie iſt natürlich in unſerer Organijſation nicht möglich.

Es mag Aufgabe der WRV. ſein, ſich zu den Ausführungen des
Gen. Rößler ſachlich zu äußern. Wir weiſen nur auf das Ent
ſchiedenſte die Behauptung zurück, daß das Volksblatt die Ver
dächtigung ehrlicher Parteigenoſſen geſtatte!

WohnungsnotHymne.
Wenn du noch eine Wohnung haſt,

So freue dich und ſei zufrieden,
Denn eine ſchwere, ſchwere Laſt
Jſt Wohnungſuchenden beſchieden.

Biſt du im Punkte Kleingeld ſtark,
Und ſagſt: Jch zahle zur Belohnung
An den Vermittler 100 Mark,
Mein Freund, dann kriegſt du eine Wohnung,

Doch haſt du wenig oder keins,

Bedarf dein Beutel ſehr der Schonung,
So ſicher, wie das Einmaleins
Kriegſt du, mein Beſter, keine Wohnung,

Ja, ſollteſt du ein Brautpaar ſein,
So tönt dir düſter dreimal Wehe,
Jch gebe zu, es iſt gemein,
Dir fehlt das Heim für deine Ehe.

Und ich verſtehe deinen Grimm,
Zwar: Raum iſt in der kleinſten Hütte!
Jndeſſen gerade das iſt ſchlimm:
Wo iſt denn nun die Hütte, bitte

Drum freue dich, wenn du noch wohnſt,
Und geh' genießend durch die Zimmer,
Selbſt wenn du unterm Dache wohnſt
Das Garnichtwohnen iſt noch ſchlimmer.

Gleichviel, ob dunkel, ob verwanzt
Und eng dein Erdenheim hinieden:
Daß überhaupt du wohnen kannſt,
Des freue dich und ſei zufrieden.

MWetallarbeiter. Unſer Kollege Vorhölzer aus Stuttgart hat
ein achtſeitiges Büchelchen über: „TDas Wichtigſte aus dem Einkommen-
ſteuergeſetz nach den vom 1. Auguſt 1920 an geltenden Beſtimmungen“,
Herausgegeben. Jn leicht überſichtlicher und verſtändlicher Weiſe iſi
alles wiſſenswerte in der Steuerfrage daraus zu erſehen und iſt für
jeden Kollegen, beſonders Vertrauensleuten und Betriebsräten un-
entbehrlich, zumal die letzteren gutachtlich zu hören ſind. Jm Burean
für 40 Pf. erhältlich. Die Vetriebsräte-Zeitſchrift Nr. 7 iſt abzuholen.

Obdleute der Verriebsräte werden erſucht am Freitag, den 23. Juli,
bends 7/2 Uhr zwecks Abrechnung und Ausſprache im Gewerkſchafts-
daus, Harz 42“41, vollzählig und pünktlich zu erſcheinen.

Holzarbeiter. Morgen, Freitag. abend 7 Uhr findet im Volks
park eine große außerordentliche Mitgliederverſammlung ſtatt, in
welcher nach einem Referan und Korreferat eine freie Ausſprache
Und eine Entſcheidung über die organiſche Erfaſſung der Betriebs-
räte herbeigeführt werden ſoll. Die Kollegen haben zu entſcheiden,
ob eine Rebenorganiſation geſchaffen, oder ob die ganze Kampf-

t dem Berband erhalten bleiben ſoll. Die bedenktungsvoll
Entſcheidung erfordert das Erſcheinen Verbandskollegen.

Die Ortsverwaltung.

Da in obiger Notiz die Rede davon iſt, es ſolle eine Entſcheidung
über die Betriebsrätefrage fallen, ſo weiſen wir ausdrücklich darauf
hin, daß verabredet war, eine ſolche Entſcheidung nicht eher zu
treffen, bis eine Konferenz der Partei und Gewerkſchaftsfunktio-
näre und der RV. ſich noch einmal eingehend mit der Frage be
ſchäftigt hat. Die endgültige Entſcheidung darüber, ob im Halli
ſchen Vezirk das revolutionäre Räteſyſtem getreu dem Aktionspro-
gramm der USP. aufgebaut oder von den Gewerkſchaftsführern
auf Legiens Befehl abgewürgt werden ſoll, hat niemand anders zu
treffen, als die organiſierten Arbeiter ſelbſt durch Urabſtimmung
in den Betrieben.

Ein tägliches Unterhaltungsblatt!

Endlich ſind nach vielen Mühen die Schwierigkeiten
überwunden, die der Wiedereinführung eines

Anterhaltungsblattes
entgegenſtanden.

Von Sonnabend an wird dem Volksblatt wieder eine

täglich erſcheinende Unterhaltungsbeilage

beigegeben werden. Sie muß vorlänſig auf eine Seite
beſchränkt bleiben, doch liegt es an den Genoſſen und
Genoſſinnen, durch rege
Volksblatt, bald den Weg
frei zu machen.

Nähere Mitteilungen folgen!

Werbt für das Volksblatt!

Werbetätigkeit für das
zur Erweiterung der Beilage

Die im Verband des Poſt und Telegraphenperſonals organi-
ſierten Poſtangeſtellten im mittleren und unteren Beamtendienſt,
ſowie die Telegraphenarbeiter und Handwerker hielten in der letzten
Woche verſchiedene Gruppenverſammlungen ab, um zu der am 10. Auguſt
in Berlin tagenden Reichskonferenz Stellung zu nehmen. Bei allen
Gruppen kam ſo recht zum Ausdruck, welchen Kampf um die nackte
Exiſtenz die einzelnen Beamtenvereinigungen gegenſeitig führen.
Dieſer wieder iſt diktiert von der Angſt um die feſte und geſicherte
Stellung im Poſtbetrieb. Als gefährlichen Einbruch in das Berufs
beamtentum wird es ausgelegt, daß die Poſthelferſchaft in ſo
großem Umfang Einzug gefunden hat. Und doch iſt der Staat
verpflichtet, in erſter Linie ſeine Dankesſchuld an die vielen
Kriegeverletzten inſofern abzuſtatten, daß dieſe in den Poſtdienſt
übernommen werden. Dieſes Feld war bisher faſt nur den Militär
anwärtern vorbehalten. Mit dein Zuſammenbruch unſerer Wirtſchaft,
als Folge des unſeligen Völkermordens, hängt auch die Exiſtenz
ſämtlicher Beamten untrennbar zuſammen. Es wäre deshalb nur zu
wüuſchen, daß ein gegenſeitiges Verſtehen und Solidaritätsſtreben
Platz greift. Die Zeit, in der die Standesintereſſen über diejenigen
der Allgemeinheit geſtellt werden können, iſt ſicher vorüber. Wie
ſollte auch ſonſt die freie Bahn dem Tüchligen geſchaffen werden, in
der alle Staatsbürger ohne Anſehen der Perſon zu den höchſten
Stellen ſich emporarbeiten können. Soll die frühere Privilegien-
wirtſchaft nicht wieder einreißen, dann iſt es Pflicht aller
Peamten, vornehmlich der unteren, ſich mit den Angeſtellten und
Arbeitern im Poſtbetrieb in eine Front zu ſtellen. Erſt dann wird
es möglich ſein, im Rahmen der Algemeinintereſſen auch die Sonder-
oder Standesintereſſen zu wahren. Deshalb ſoll auch durch die Kon-
ferenz beim Allgemeinen Deutſchen Gewerlſchaftsbund die Schaffung
einer Betriebsorganiſation für alles Poſiperſonal gefordert werden,
ähnlich dem DEV. Die Telegraphenarbeiter und Handwerker er-
warten ein inniges Zuſammengzhen aller Bernufskollegen und die
ſchnellſte Schaffung eines Reichskariſs, in der nicht allein die Lohn-
klaſſe A zufriedenſtellend geregelt iſt. Es ſoll die Einreihung
in die Ortsklaſſen nicht mehr nach der Beſoldungsordnung der Be
amten erfolgen, ſondern den Vezirksleitungen des Verbandes mit den
OPD-Direktionen überlaſſen bleiben. Bei dem jetzigen Modus iſt
es vornehmlich den Verheirateten auf den Landſtädten unmözlich, mit
den Bezügen auszukommen. Für die Angeſtellten im mittleren Be

r w aamtendienſt iſt ſeit Ende Juni ein beſonderer Vertrag zuſtande ge
kommen, der die Standesintereſſen ganz beſonders beiohnt. Sie
erhalten nach dieſer Regelung etwa 250 Mk. pro Monat weniger,
als nach dem bisher geltenden Tarif der Poſthelfer mit dem
Deutſchen Transportarbeiter Verband 'gezahlt wurde. Die An-
geſtellten lehnen aber dieſe ſonderbare Regelung ab und fühlen ſich
ſolidariſch mit ihren Arbeitskollegen im unteren Beamtendienſt.
Von dem weiteren Anusbau unſeres Verbandes wird es abbängen, ob
das Poſtperſonal feſten Voden unter die Füße bekommt, um in Reih
und Glied mit der organiſierten Arbeiterſchaft die entſcheidende Groß
macht zu werden, von der die inneren und änußeren Geſchicke des
Landes abhängen müſſen. allen Verſammlungen herrſchte ein
auter Geiſt. Die Wahlen zum Bezirks- und Zentrakrat ſind für
Ende Auguſt vorgeſehen. Tas Poſtperſonal wird Vertreter wählen

kern VII n heitmüſſen, die den feſten Willen haben, die Jntereſſen der Allgemeinheit
J c B.vor die Standesintereſſen zu ſtellen Lin fragen in allen Verbe

larhiter desangelegenheiten ſind an das trean des Transporktarbeiterverbandes,
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Feind Alkohol! C ve nfkig denkender P 9 ilt7 144 J 1

9 C ſo ntWerkzeug ſtets rein; insbeſondere in der heutigen Zeit, wo alles

v t. Beſonders die Muſika n entne e ehe de Wert eines n
Vermögens darſtellen, äußerſt r lich, und bewahren ſie vor
Staub, Ruß und dergleichen, ja ſie behandeln ſie oft wie menſch
liche Weſen. Aehnlich tut es ein jeder, der mit teurem und koſt
barem Werkzeug zu tun hat. Nur eine Kategorie von Menſchen
gibt es, die die edelſte Gabe der Natur, das herrlichſte aller Jn-
ſtrumente, ihre eigene Stimme nämlich, fartgeſegzt aufs T
ſamſte mißhandeln. Und dieſe Kategorie ſind die Sänger. tatt
die Stimmbänder weich und die Stimme wohllautend zu erhalten,
werden dieſelben täglich mit einem der bekannteſten Härtemittel,
dem Alkohol, verhärtet und der Stimme damit ihr Wohllaut ge
raubt; ja die Stimmbänder werden, wörtlich geſagt, eingeräuchert.
Es iſt nur eine Folge der uralten verkehrten Meinung, da in
einer Geſangvereinsſtunde ja recht viel Bier oder Apfelwein kon
ſumiert, und daß vor der Singſtunde noch raſch „e Kleebche“ oder
einige Zigaretten in die Luft gepafft werden müſſen, wenn die
bürgerlichen Geſangvereine im Durchſchnitt ſo wenig Hervor-
ragendes leiſten. Für die Arbeiterſänger aber, die ja die hohe
Kulturaufgabe haben. dem Volk die Blüten edelſter Kunſt zu
vermitteln, heißt es: Nach Möglichkeit keinen Tropfen mehr in der
Singſtunden, Rauchen vor der Singſtunde und beſonders im Ge
ſanglokal, erſt recht natürlich während der Singſtunden, unter.
loſſen! Sie klären damit die Stimmen, machen ſie widerſtands
fähiger und leiſtungsfähiger und ſind ſo deſto mehr imſtande, der
hohen Kulturaufgabe gerecht zu werden. Dann aber tun ſie auct
ein gutes ſoziales Werk, ſparen viel Geld, das anderwärts vie
beſſer und ſegensreicher angelegt werden kann und unterſtützer
wenigſtens nicht einen der größten Feinde des Proletariats: da
immer noch mächtige Brauereikapitall! Arbeiterſänger! Meide
Bier, Aepfelwein, Schnaps, Wein, kurz den Alkohol in jeder Forn
und laßt das Rauchen wenigſtens vor und während der Sing
ſtunde ſein. Chriſtian L. Thomas, Chordirektor.

Kinderwanderung. Am Sonntag findet wieder eine Wande
rung des Touriſtenvereins Die Naturfreunde nach Rattmannsdor
ſtatt. Treffpunkt ſind Wettiner Platz 347 Uhr, Marktplatz 7 Uhr
Ranniſcher Platz 168 Uhr. Mitzubringen ſind außer Trinkbecher
Sßnapf und Löffel nur 50 Pf. für Mittagbrot und evtl. für die in
Norden wohnenden Kinder 50 Pf. zur Heimfahrt vom Ranniſchen
Plavz aus.

Seifenpreiſe. Die mit der Genehmigung des Reichswirtſchafts-
miniſteriums feſtgeſetzten Preiſe für ſetthaltige Waſchmittel betragen
bis auf Weiteres für: 1 Stück reine Kernſeife 5 Mk., 1 Dovppelſtück
reine Kernſeife 10 Mk., 1 Stück reine Feinſeife 5 Mk., i Stück Raſier-
ſeife 250 Mk. 1 Stück K. A. Seife 2 Mk., PfundPaket Seifen
pulver 3,50 Mk., 1 PfundPaket Seifenpulver 7 Mk.
ſind Höchſtpreiſe. Die Seifen und Seifenpulverpakete werden in
Zukunft mit, Genehmigung des Reichswirtſchaftsminiſterinms ohne
Preisaufdruck hergeſtellt.

Druckfehler-Berichtignung. Jn dem geſtrigen Bericht über die
Kartellverſammlung hat ſich ein ſinnentſtellender Druckfehler ein
geſchlichen, den wir auf Verlangen des Gen. Winkler berichtigen.
Die bewußte Stelle heißt richtig: „Das müſſen wir als Gewerk-
ſchaftler entſchieden ablehnen. Jn der gegenwärtigen Zeit, wo die
Gewerkſchaften beginnen, ſich ihrer Macht bewußt zu werden uſw.

Städtiſche Künſtlerveranſtaltungen. Stadttheater. Heute,
Donnerstag, abend 7 Uhr gelangt die Operette: Hoheit tanzt Walzer
zur Aufführung. Die Donnerstag Stammkarten gelten am Freitag
zur Oper: Carmen. Sonnabend wird das fröhliche Spiel: Als ich
noch im Flügelkleide, wiederholt. Sonntag nachmittag 4 Uhr:
Fremdenvorſtellung: Die Meiſterſinger von Nürnberg. Jm
Thalig-Thegter gelangt am Sonntag, den 25., abends 7 ühr,
das Luſtſpiel: Comteſſe Guckerl von Schönthan und Koppel Ellfeld
ſeitens des Stadttheater Perſonals zur Aufführung. Kammer
ſpiele in Bad Wittekind. Die letzte Aufführung von Goethes
Stella, ein Schauſpiel für Liebende, findet in den Städtiſchen
Kammerſpielen in Bad Wittekind am Freitag, den 23., abends 7 Uhr
ſtatt. Karten ſind im Vorverkauf an der Stadttheaterkaſſe
Die Abendkaſſe in Bad Wittekind wird eine halbe Stunde vor Beginn
der Aufführung eröffnet.

Zoologiſcher Garten. Auf das heute ſtattfindende Sommerfeſt
unter Mitwirkung des Philharmoniſchen Orcheſters, Leitung Ober-
muſikmeiſter Karl Steuer, ſei nochmals empfehlend hingewieſen. Bei
gutem Wetter Prachtfeuerwerk.

Pächterverſammlungen. Acker Beeſener Weg, Beeſener Exerzier
platz und Grube von der Heydt Pächterverſammlung Freitag, den
23. Juli, 6 Uhr abends. Treſſpunkt am Eingang Pulvermagazin.
Acker Lettin, Pächterverſammlung, Sonntag, den 25. Juli, früh 10 Uhr
im Reſtaurant Lindenhof.

Keine Mißhandlungen. Vor einigen Tagen meldete der Polizei
bericht die Verhaftung eines Angetrunkenen, der in der Herrenſtraße
Unfng verübte. Wir hatten von der Frau des Verhafteten eine
Schilderung der Angelegenheit erhalten, wonach ihr Mann mißhandelt
worden ſei. Jetzt gibt der Mann ſelbſt protokollariſch zu, daß er
durchaus nicht mißhandelt worden iſt. Der Polizeibericht trifft dem
nach völlig zu.

e

Allerlei.

rbands- der alte Plunder in die Rumpelkammer geworfen wird.

Der Kirche auszutreten. i lein ausgetreten, dann hätten ſie mit den verflixten Pfarrerseiern

Der Pfarrer und ſeine Oſtereier.
Die Bewegung wegen der Oſtereier des Pfarrers von Hohen-

heipiſch (Sachſen) nimmt in der Gemeinde einen größeren Umfang an.
1333 Reſtanten weigern ſich, dem Pfarrer auf Grund alten „Rechtes“
die Eier ins Haus zu tragen und haben die vorgeſetzten Behörden
zur Entſcheidung angerufen. Es gärt gewaltig in der Gemeinde.
Selbſt die Mehrheit der Gemeindevertretung lehnt die alte Tradition
und das ſimple Eierſyſtem ab. Seit 25 Jahren iſt der Pfarrer am
Orte und fordert alljährlich von jeder Familie, die weibliche Konfir
mierte hat, zwei Eier oder jetzt zwei Mark nach Tagespreis. Eine
Familie brachte letzte Oſtern eine Mark. Was ſagte doch der Diener
Gottes „Nimm deine Mark wieder mit, ich verlange zwei Mark.
an Stelle der zwei Eier“. Die Landwirte ſind von der genannten
Pflicht abgelöſt. Die Aermſten ſollen alſo getroffen werden, Leute,
die überhaupt keine Eier haben und ſolche für den Beſitzer eines
auten Kirchenmagens erſt kaufen müſſen. Es iſt wirklich t de

te 3Reſtanten warten die Entſcheidung ab. Sie haben ſich verpflichtet,
falls die Entſcheidung zugunſten des Pfarrers ausfällt, ſämtlich aus

Es wäre beſſer, ſie wären ſchon früher

längſt nichts mehr zu ſchaffen.

rin

Dr. Gentner's

Sohuhputz e
Der etwas höhere Preis macht ſich 1000 fach bezahlt durch größere Ausgiebigkeit und verlängerte Lebensdauer des Schuhes.

Friedensware trägt ein Banderol. Zu haben in ſchwarz braun gelb vchsblutfarbig u. weiß (Reinigungskrem).
BVertreter: Eberwien Co., Halle (Saale), Talamtſtraße 2. Telephon 1367.

r Tez e 9 w.r S S d G3 73 e 4 J K r

e 7 e 3 J.
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Billige Schuhkrem enthält Waſſer oder
Erſatzſtoffe, dagegen

D. nur reines Terpentinöl (Friedensware mit
höchſter Glanzkraft).

Dieſe Preiſe

c
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e



Eine beſſere Unterſtühung der Charakteriſtik, die wir ſchon

Aus der Provinz.
Die Staatsanwaltſchaft zu Naumburg

auf dem Kriegspfade gegen altenburgiſche Republikaner

und Groh,

nur aus treuen R

wiederholt von den Naumburger Gerichtshöfen undder dortigen Staatsanwaltſchaft gegeben haben, konnten zial demokratiſche n Partei
wir gar nicht erhalten als ein Schreiben des Stagalsminiſte-
riums in Altenburg, das doch gewiß nicht im Verdacht geleitet worden
unabhängiger oder gar bolſchewiſtiſcher Geſinnung ſteht. Unter

obigen Ueberſchrift ſchreibt uns das vorgenannte Staats- hier mit der ganzen S
iniſterinm, für das der Regierungskommiſſar Matheus ver gegen ſchlichte Volksmänner, di

u an

bemüht, alte

wortlich zeichnet folgt:
ratsanwaltſchaft zu Naumburg
nburgiſche Stagtsangehörige, die Leiter

wie
iſt zurzeit
der Ein der

z 34 epubranernellung jener Gewehre und der zugehörigen
nicht in kappiſtiſche Hände gelangen und gegen die verfaſſungs-
mäßigen Gewalten zur Verwendung kommen zu laſſen.Fur dieſe durchaus pflichtgemäße,
Handlungsweiſe iſt nun gegen die damaligen Wehrführer Oehler

beide in Ronneburg anſäſſig, und der alten ſo-
angehörig, beim Landgericht Naum-

burg ein Strafverfahren wegen Landesfriedensbruchs (11)
Während die kappiſtiſchen Landesfriedensbrecher

c

Me Stcher
Kunition, um ſie

umſichtige und lobenswerte

überall frei und bis heute noch ungeſtraft hernmlaufen (1)!, ſo
Strenge des Geſetzes eingeſchritten werden

in Treue und Opferwilligkeit
dem Rufe der bedrohten verfaſſungsmäßigen Reichsregierung fol
gend, die Repuhlik ſchützen wollten.
doch, den Machtbereich

Am 15. und 16. März galt es
Kapprebellen einzudämmen und die

burg ergehen
Quelle

Märzvor

ein

Klaſſenjuſt
Mühlberg.

Naumburg eine
den. So wird

er Darſtellung, die
ſteriums in Altenburg. Die Darſtellung deckt ſ

der rechtlichen ßan haben, von der bürgerlichen
Preſſe aber ſtets als einſeitig und lügenhaft bezeichnet wurden,
weil wir die Träger dieſer Anſichten waren.

daß unſere Behauptung zu recht heſteht:
Eberts Republik und ganz beſonders in Naumburg herrſcht die

den Anſichten, die wir
änge mehrfa

Miniſterium zugeben.

i o

Der Beſtand unſeresiſt in der ehten Zeit ſehr bedroht geweſen.
hat ſich ſchon oft mit dem Krankenhaus befaſſen müſſen, und v

grr r verurrerrrwor-auch den Leitern der hnerwehr Ronne
Was dieſem Vorgang die Bedeutung iſt dieJnnenabteilung des Saat

durchaus mit
ehandlu. g der

Jetzt muß ſogar ein
Jn

Dir hauſe aie Stadtverwaltung

wohnerwehr zu Ronneburg, die auf durchaus legaler Frund- rechtmäßige Autorität der verfaſſungsmäßigen Regierungen in ſchon dem Entſchluß gekommen, die Schließung der Anſtalt
t lage gebildet worden iſt, vor das Forum des Landgerichts Vaum Reich und Ländern unter Aufbietung aller polizeilichen und wili- empfehlen, wenn die Zuſchüſſe, die die Stadt jetzt leiſten muß,
h burg zu bringen, weil ſie am t5. und 16 März d. J. alſo in täriſchen Kampfmittel aufrechtzerhalten. Die altenburgiſche nicht vermindern ſollten. Die Unterhaltungskoſten überſteigen

h m J en m 9 di a r re den Tagen de chſaiſon des Kapp Ab enleuers in einigen der Sie rierung. welche damals von dem beabſichtigten Vorgehen die Einnahmen ganz bedeutend. ſo daß der Fehlbetrag von der
ichfen-altenk iſchen Grenze dicht benachbarten preußiſchen der Ronnebn rger Einwohnerwehr gegen die genannten preußi- Stadt gedeckt werden muß, obwohl die Anſtalt weder ein ſtädtiſcheg

Dörfern Gewehr- und Munitionsvorräte mit Be ſchen Dörfer nicht verſtändigt worden war, hat denn auch nach noch ein Kreiskrankenhaus iſt, ſondern nur eine Stiftung, deren
hlag belegen l ßen. Die damals mit der Einhringung träglich der preußiſchen Staatsregierung unumwunden erklärt, Verwaltung der Magiſtrat beſorgt, auf die er aber faſt keinen Ein-

h s v J rn r 9 Jd ragte bteilung der Ortswehr u Ronneburg daß ſie ſofern I von dem Vor hande enſein der Waffendepots fluß beſitzt. Jetzt iſt es gelungen, die umliegenden Gemeinden zu
m and ihn indorte Hohenkirchen beim Gemeinde- in Hohenkirchen, Loitzſchütz ſowie in Dorf und auf Rittergut verpf lichten, daß ſie für jeden Kranken aus ihren Gemeinden pro
e vor er deklage von 68 Gewehren, Mod. 98, obſchon die Heukewalde in den Kappt agen Kenntnis erhalten hätte unbedenk Tag 6 Mt. beitragen. Die Allgemeine Ortskrankenkaſſe hat ſich44 15 Mann ſtarke Einwohnerwehr des Dorfes außerdem lich auch ihr erſeits die Beſchlagnahme der Waffen veranlaßt auch bereit erklärt, den Verpflegungs ;ſatz auf täglich 12 Mk. zu er

voll bewaffnet war. Jm Dorfe Jeukewalde wurden bei einem haben würde. Der militariſtiſche Landfriedensbruch hatte eben höhen. Damit dürfte das Krankenhans zunächſt der ſozialen
Landwirt allein 26 Gewehre unter den Dielen eines Neben eine Not und Zwangslage geſchaffen in der auch die Frage der Forjerge erhalten bleiben.
gebäudes verſteclt vorgefunden. Jm Gewahr ſam des Barons von Sebietererlekungen weſentlich anders zit beurteilen Iſt, wie in Sanderslebeff. Ein Schieber und Wucherer ſchlimm
Herzenverg anf Ritter gut Heufe de entdeckte man 105 Gie wehre, o malen tlauften Es iſt kaum anzunehmen daß der Vor ſt e r SZorte iſt der VWur Disp oſition geſtellte BürgermeiſterMod. und fünf Kiſten unt. ſon. Weitere Gewehre wurden ſtoß der ratonnwa tſchaft umburg gegen die Ronnburger Knochenheuer von hier, der Weizenmehl waggonweiſe als

d r S Ern V ter t ehr 1 na vo 4 n rn re nden tn ſtanzen des rei 78pro e ntiges Kali und Heu verſch tebt, während die Bevölkerung

V r. 7 d 11 r t vword e F m m 2 4 4 J PJ Ka rwauf dem V nan r. ligt werden an ungenießbares Brot erhält. So hatte in den letzten Tagen derd r an fich m n r t er atoamnwa chaft von An Bäckermeiſter Jakob ſolch ſchlechtes ſchwarzes Brot gebacken, daßrin S y m mid d n henen v r Pr. uBßens i c nicht gepilggt werden eine Anzahl Leute ditrch deſſen Genuß erkranften Jakob hatteS l n 1 o n bverſvproll- en linie l otnili Hänmd t nburg o t Dieſe r h n el 7 n Ree rhalin iel glerdings von der Mühle kein beſſeres Mehl erhalten, indes dasde nommene Putſchver rppiſtiſe Offi- doch okeit, die Republjkaner, die in den Märzkage ehemglige Stadtoberhaupt Knochenheuer gutes Weizenmehl, das
Von Halle aus ſuchte das aufrühreriſche er ſung verteidigten, vor den Klauen de s offentlichen An dem Brotmehl zugefügt werden ſellt, aus Profitſucht in großen

Komm ments des wWeajfäger! den Mächt- klage d de tttionären 6 chtéehofe zu ſchützen. Sotr ha en Mengen nach Altong verſchiebt. Und dabei glaubt dieſer Schieber
be ich der Kapp-Lüttwitz Rebellen immer weiter auszudehnen. viele alie von Klaſſenfuſtiz t der letzten Zeit erlebt, als J rß den Poſten als Bürgermeiſter noch zuriictkerobern zu können. Das
J olckt Situation wurden die Waffenbeſtande in den der nehn könnten, ein Verteidiger der R publit würde ſtraf darf es aber niemals geben.

t chen hrenze na gelegenen preusßt hen Lando ten als o t re R ade da G Ut mm b urg e Lar idgericht iſt ja gähnte gen Ick P i fü H IlBedrohung und Gefahr für die verfeſſungsmäßigen ſtagt n Wochen durch unerhörte Verur ſungen von Ange-! Verantwortlſch für Pot itit und Parte ina )richten: Paul Hennig r Halle und
ichen er attes t ſ. I 8 a i J r S. er J ingen ha Saaltreis: Werner Scholem; für Aus der Provinz und Verſammlungsberichteen n ine an hen die ter ver h ichen K e im ganzen Reiche „rühmlichſt Johann Janßen: für Anzeigen: Hermann Schade. Verlag: Volksblatt G. m. v. H
C Ronneburg wie alle Sinwohnerwehren Sa bekann word Erſt vor ſoenigen Tagen ſind in Kappſtadi-' Druck: Hälleſche Genoſfſenſchaftsvuchdruckerei e. G. m. b. H., ſämtlich in Halle
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Freitag, den 23. Juli,
Anf. 7 Ende i Uhr:

Carmen.
Sonnabend:

Als ioh noch im Flügelkleide

Thalia-Theater,
Gaſtſpiel d. Stadttheater-

Perſonals. 2430
Sonntag, den 25. Juli,

abends 7. Uhr:
Komtesse Gucker.
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e

04

Stadttheater Spolo-
bräfin Paprio,

Zoo'ogischer Garten.

*1138 Heute,
Donnerstag, den 22. Juli:

Sommöerfest
unter Mitwirkung des
Phharmwonischen Orcheslters.

Leitung:
Obermusſk meister Karl Steuer.

Dauer-
Was eine
DasBeste, was es gibt!

Mit Leineneinlage.

Paupierwäsche,
Fabrikat: May Edlich.

Spezidlhaus
u

53.

ERmpfeoehlen
zur Anschafſung

N. Lenin.
bie nächsten Aufgaben der

Sowjet- Nacht.

L. eo X. Trotzlicy,
Derkregu die nterafionate
Preis 1.80 Mk. Porto 20 Pfg.

H. Berliner,
Der Polschewigtlsche Staat

Die Gestaltung der russi-
schen Sowjet-Republik.

Preis 2.20 k. Porto 40 Pf.
Zu beziehen durch die

lolks-ßuchdandlung

Harz 12/44.

Seeaal ohne Kopf

Mäarkttags Verkauf

Preis 1.20 k. Porto 20 Pf.

10000

Seefischel
treffen Freitag früh ein:

Seelachs obne Kopf.
Kabeljau ohne Kopf.

Fisch- Kotelcettes ind 1,80 v
Angelschelltisoch ind 1,29
Sechecht ohne Kopf ln 3,50 M
Cro 156 Scholle len 3,00 V
Stelnbutt und 7,00 v

1 165 Alle hente Nordeeeware

friccirich Krahmer
Floas und Socliaoh Hankdteng,

heran elephen u

Bei gutem Wetter:
Pracht Feuerwerk

die Kauner
piele j. Bad Wittehine

Freitag, den 23. Juli,
abends 7 Uhr:

Ein Schauſpiel f. Liebende
von Goethe. 2431

leſtkaden
kür Cemeinde- un

Amtsvorsteher
Ein Vepreler fur ine

Iemier

2. erweiterte Auflage.
Herausgegeben von der
Bezirksleitung der U. S. P.

Halle a. d. S.

De Preis 75 P.
Wichtig für 7617

alle Gemeindevertreter.
Zu beziehen dareb di-L. Volksbuchhandlung.

der Expecdition d. Blattes.
oder deren Ansträgerin

sowie durch die Partei-
organisation oder direk

v. Uezirkssekretariat U.s. P.
Halle. Harz 42/44 III. 7Z.36.
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